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Allgemeine Deutsche Seeversicherungsbedingungen 
(ADS) 1919 

Erster Abschnitt 
Allgemeine Bestimmungen 

 
Interesse 

 
1. Versicherbares Interesse 

(1) Jedes in Geld schätzbare Interesse, welches 
jemand daran hat, dass Schiff oder Ladung die 
Gefahren der Seeschiffahrt besteht, kann 
versichert werden. 

(2) Insbesondere können versichert werden: 
• das Schiff, 
• die Güter, 
• von der Ankunft der Güter am Bestimmungsort 

erwarteter Gewinn (immaginärer Gewinn), 
• im Falle der Ankunft des Schiffes oder der 

Güter am Bestimmungsort zu verdienende 
Provision, 

• Fracht, 
• Schiffsmiete, 
• Überfahrtsgelder, 
• Bodmereigelder, 
• Havereigelder; 
• Sonstige Forderungen, zu deren Deckung der 

Seegefahr ausgesetze Gegenstände dienen, 
• Die vom Versicherer übernomenne Gefahr 

(Rückversicherung). 
 In der einen dieser Versicherungen ist die andere 

nicht enthalten; insbesondere gilt eine 
Versicherung nur dann als Rückversicherung, 
wenn sie bei der Schliessung des Vertrages 
ausdrücklich als solche bezeichnet wird. 

(3)  Soweit das Interesse unrichtig bezeichnet wird, 
ist die Versicherung für den Versicherer nicht 
verbindlich. Der Versicherer kann sich jedoch 
nicht darauf berufen, dass Schiffsmiete als für 
bestimmte Zeit geschlossene Fracht oder dass 
solche Fracht als Schiffsmiete bezeichnet ist. 

2.  Fehlendes Interesse 

(1) Ein Vertrag, dem ein versicherbares Interesse 
nicht zugrunde liegt, ist unwirksam. Dies gilt 
insbesondere von Wettversicherungen. 

(2) Dem Versicherer gebührt gleichwohl die Prämie, 
es sei denn, dass er bei der Schliessung des 
Vertrages den Grund der Unwirksamkeit kannte. 

3.  Prämienzahlung bei fehlendem Interesse 

(1) Der Versicherungsnehmer ist im Falle des § 2 
Abs. 1 von der Verpflichtung zur Zahlung der 
Prämie frei, wenn er bei der Schliessung des 
Vertrages den Grund der Unwirksamkeit weder 
kannte noch kennen musste. Wird der Vertrag 
von einem Vertreter geschlossen, so kommt in 
Bezug auf die Kenntnis und das Kennenmüssen 
nicht nur die Person des Vertreters, sondern auch 
die jenige des Versicherungsnehmers in 
Betracht. 

(2) Die Verpflichtung des Versicherungsnehmers zur 
Zahlung der Prämie bleibt bestehen, wenn der 
Versicherungsnehmer nicht, sobald er von dem 

Grunde der Unwirksamkeit Kenntnis erlangt, dies 
dem Versicherer unverzüglich mitteilt. Das 
gleiche gilt, wenn seit dem Abschlusse des 
Vertrages ein Jahr verstrichen ist und der 
Versicherungsnehmer den Grund der 
Unwirksamkeit dem Versicherer nicht innerhalb 
eines Jahres mitgeteilt hat. 

(3) Ist der Versicherungsnehmer von der 
Verpflichtung zur Zahlung der Prämie frei, so 
kann der Versicherer die Ristornogebühr 
verlangen. 

4.  Wegfall des Interesses, Künftiges Interesse 

(1) Fällt das Interesse, für das die Versicherung 
genommen ist, vor dem Beginne der 
Versicherung weg oder gelangt, falls die 
Versicherung für ein künftiges Interesse 
genommen ist, das Interesse nicht zur 
Entstehung, so ist der Versicherungsnehmer von 
der Verpflichtung zur Zahlung der Prämie frei. Die 
Verpflichtung bleibt bestehen, wenn seit dem 
Abschluss des Vertrags ein Jahr verstrichen ist 
und der Versicherungsnehmer dem Versicherer 
nicht unverzüglich nach dem Ablaufe des Jahres 
mitteilt, dass das Interesse weggefallen oder 
nicht entstanden ist. Ist der 
Versicherungsnehmer von der Verpflichtung zur 
Zahlung der Prämie frei, so kann der Versicherer 
die Ristornogebühr verlangen. 

(2) Die Verpflichtung des Versicherungsnehmers zur 
Zahlung der Prämie wird dadurch, dass das 
Interesse, für das die Versicherung genommen 
ist, nach dem Beginne der Versicherung wegfällt, 
nicht berührt. 

5. Versicherungsbeginn vor 
Vertragsschliessung 

(1) Die Versicherung kann auch so genommen 
werden, dass sie in einem vor Schliessung des 
Vertrages liegenden Zeitpunkte beginnt. Dem 
Versicherer steht in diesem Falle ein Anspruch 
auf die Prämie nicht zu, wenn er bei der 
Schliessung des Vertrags wusste, dass die 
Möglichkeit des Eintritts des Versicherungsfalles 
schon ausgeschlossen war. Der Versicherer ist 
von der Verpflichtung zur Listung frei, wenn der 
Versicherungsnehmer bei der Schliessung des 
Vertrages wusste oder wissen musste, dass der 
Versicherungsfall schon eingetreten war; dem 
Versicherer gebührt die Prämie, sofern er nicht 
bei der Schliessung von dem Eintritte des 
Verscherungsfalls Kenntnis hatte. 

(2) Wird der Vertrag von einem Vertreter 
geschlossen, so kommt in Bezug auf die Kenntnis 
und das Kennenmüssen nicht nur die Person des 
Vertreters , sondern auch die jenige des 
Vertretenen in Betracht. 
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Abschnitt II 

Versicherungswert, Unter-, Über-, Doppelversicherung 

6. Versicherungswert 

(1) Als Wert des versicherten Interesses 
(Versicherungswert) gilt dessen voller Wert. 

(2) Ist durch Vereinbarung der Versicherungswert 
auf einen bestimten Betrag (Taxe) festgesetzt, so 
ist die Taxe für den Versicherungswert 
massgebend. Der Versicherer kann jedoch eine 
Herabsetzung der Taxe verlangen, wenn die 
Taxe den wirklichen Versicherungswert erheblich 
übersteigt. Ist die Versicherungssumme niedriger 
als die Taxe, so haftet der Versicher, auch wenn  
die Taxe herabgesetzt ist, für den Schaden nur 
nach dem Verhältnisse der Versicherungssumme 
zu der durch die Vereinbarung festgesetzten 
Taxe. 

(3) Ist der Versicherungswert als „vorläufig taxiert“ 
bezeichnet, so gilt er nicht als taxiert.  

7. Besondere Taxe 

(1) Wenn bei der Versicherung mehrerer 
Gegenstände im Vertrag nur eine 
Versicherungssumme bestimmt ist, aber einzelne 
Gegenstände besonders taxiert sind, so gelten 
diese Gegenstände zugunsten des 
Versicherungsnehmers als besonders versichert. 
Dies gilt insbesondere dann, wenn Teile eines 
gleichartigen Gutes besonders taxiert worden 
sind (Serien). 

(2) Die Bestimmung des Absatzes 1 findet keine 
Anwendung, wenn nicht festzustellen ist, welche 
Güter zu einer Serie gehören. 

(3) Die Bestimmung des Absatzes 1 findet auch dann 
keine Anwendung, wenn die Serien durch die bei 
Ordnungsmäßiiger Löschung der Güter sich 
ergebende Reihenfolge bestimmt werden sollen, 
die Reihenfolge jedoch nicht bei der oder sofort 
nach der Löschung durch Bezeichnung der Güter 
mit Ladungsnummern oder in ähnlicher Weise 
festgestellt wird. Die Serien sind durch die bei der 
Löschung sich ergebende Reihenfolge nur dann 
zu bestimmen, wenn es besonders vereinbart ist.  

8. Unterversicherung 

 Ist die Versicherungssumme niedriger als der 
Versicherungswert, so gilt für den nicht 
gedeckten Teil des Versicherungswertes der 
Versicherungsnehmer als Selbstversicherer. 
Insbesondere hat der Versicherer den Schaden 
und die Aufwendungen nur nach dem 
Verhältnisse der Versicherungssumme zum 
Versicherungswerte zu ersetzen.  

9. Überversicherung 

(1) Soweit die Versicherungssumme den 
Versicherungswert übersteigt, ist der Vertrag 
unwirksam. Auf die Verpflichtung des 
Versicherungsnehmers zur Zahlung der Prämie 
und der Ristornogebühr finden die 
Bestimmungen des § 2 Abs. 2 und des § 3 
entsprechende Anwendung. 

(2) Schließt der Versicherungsnehmer den Vertrag in 
der Absicht, sich aus der Überversicherung einen 

rechtswiedrigen Vermögensvorteil zu 
verschaffen, so ist der ganze Vertrag unwirksam. 
Dem Versicherer gebührt gleichwohl die Prämie, 
es sei denn, dass er bei der Schliessung des 
Vertrags den Grund der Unwirksamkeit kannte. 

10. Haftung der Versicherer bei 
Doppelversicherung 

(1) Ist ein Interesse gegen dieselbe Gefahr bei 
mehreren Versichern versichert und übersteigen 
die Versicherungssummen zusammen den 
Versicherungswert, so sind die Versicherer in der 
Weise als Gesamtschuldner verpflichtet, dass 
dem Versicherungsnehmer jeder Versicherer 
jeder Versicherer für den Betrag haftet, dessen 
Zahlung ihm nach seinem Vertrag obliegt, der 
Versicherungsnehmer aber im ganzen nicht mehr 
als den Betrag des Schadens verlangen kann. 

(2) Die Versicherer sind im Verhältnisse zueinander 
zu Anteilen nach Maßgabe der Beträge 
verpflichtet, deren Zahlung ihnen dem 
Versicherungsnehmer gegenüber vertragsmäßig 
obliegt. Findet auf eine der Versicherungen 
ausländisches Recht Anwendung, so kann der 
Versicherer, für den das ausländische Recht gilt, 
gegen den anderen Versicherer einen Anspruch 
auf Ausgleichung nur geltend machen, wenn er 
selbst nach dem für ihn maßgebenden Rechte 
zur Ausgleichung verpflichtet ist. 

(3) Hat der Versicherungsnehmer eine 
Doppelversicherung in der Absicht genommen, 
sich dadurch einen rechtswidrigen 
Vermögensvorteil zu verschaffen, so ist der in 
dieser Absicht geschlossene Vertrag unwirksam; 
der Versicherer kann die ganze Prämie 
verlangen, es sei denn, dass er bei der 
Schliessung des Vertrags den Grund der 
Unwirksamkeit kannte. 

11. Beseitigung der Doppelversicherung 

(1) Hat der Versicherungsnehmer den Vertrag, durch 
den die Doppelversicherung entstanden ist, ohne 
Kenntnis von der anderen Versicherung 
geschlossen, so kann er, sofern die Versicherung 
noch nicht begonnen hat, von jedem Versicherer 
verlangen, dass die Versicherungssumme, unter 
verhältnismäßiger Minderung der Prämie, auf 
den Betrag des Anteils herabgesetzt wird, den 
der Versicherer im Verhältnisse zu dem anderen 
Versicherer zu tragen hat. Das Recht erlischt, 
wenn der  

 Versicherungsnehmer es nicht unverzüglich 
geltend macht, nachdem er von der 
Doppelversicherung Kenntnis erlangt hat. 

(2) Der Versicherungsnehmer kann im Falle einer 
Herabsetzung der Prämie die Ristornogebühr 
verlangen. 

12. Mitteilung von Doppelversicherungen  

Der Versicherungsnehmer hat, sobald er von der 
Doppelversicherung Kenntnis erlangt, dem 
Versicherer unverzüglich Mitteilung zu machen.
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Abschnitt III 

Versicherungstreue 

 
 
13. [Alle Beteiligten haben Treue und Glauben…] 

 Alle Beteiligten haben Treu und Glauben im höchsten Masse zu betätigen. 
  

Abschnitt IV 

Police, Prämie, Ristornogebühr

14. Police 

(1) Der Versicherer hat dem Versicherungsnehmer 
auf Verlangen eine von ihm unterzeichnete 
Urkunde über den Versicherungsvertrag (Police) 
auszuhändigen. 

(2) Ist eine Police ausgestellt, so ist der Versicherer 
nur gegen Vorlegung der Police zur Zahlung 
verpflichtet. Durch die Zahlung an den Inhaber 
der Police wird er befreit. 

(3) Ist eine Police abhanden gekommen oder 
vernichtet, so ist der Versicherer zur Zahlung 
verpflichtet, wenn die Police für kraftlos erklärt 
oder Sicherheit geleistet ist; die 
Sicherheitsleistung durch den Bürgen ist 
ausgeschlossen. Das gleiche gilt von der 
Verpflichtung zur Ausstellung einer 
Ersatzurkunde; die Kosten der ersatzurkunde hat 
der Versicherungsnehmer zu tragen. 

15. Inhalt der Police 

 Der Inhalt der Police gilt als von dem 
Versicherungsnehmer genehmigt, wenn dieser 
nicht unverzüglich nach Aushändigung 
widerspricht. Das Recht des 
Versicherungsnehmers, die Genehmigung des 
Irrtums anzufechten, bleibt unberührt. 

16. Fälligkeit der Prämie und der Nebenkosten. 
Sicherheitsleistung 

(1) Der Versicherungsnehmer hat die Prämie und die 
Nebenkosten sofort nach dem Abschlusse des 
Vertrages zu zahlen. Die Prämie und die 
Nebenkosten sind insbesondere auch dann 
sofort fällig, wenn sie, nach der Verkehrssitte 
oder nach der im Verkehre zwischen dem 
Versicherer und dem Versicherungsnehmer 
bestehenden Übung erst später gezahlt werden. 

(2) Ist im Vertrage für die Zahlung der Prämie eine 
Zeit bestimmt oder die Zahlung der Prämie 
gestundet, so kann der Versicherer die Zahlung 

sofort verlangen, wenn die Versicherung endigt. 
Der Versicherungsnehmer kann jedoch, wenn er 
aus demselben Versicherungsverhältnis, auf dem 
seine Verpflichtung zur Zahlung der Prämie 
beruht, eine Entschädigungsforderung gegen 
den Versicherer hat, diese Forderung, auch wenn 
sie noch fällig ist, gegen die Forderung des 
Versicherers aufrechnen. 

(3) Ist im Vertrage für die Zahlung der Prämie eine 
Zeit bestimmt oder die Zahlung der Prämie 
gestundet, so kann der Versicherer 
Sicherheitsleistung verlangen, wenn in den 
Vermögensverhältnissen des 
Versicherungsnehmers eine wesentliche 
Verschlechterung eintritt, durch die der Anspruch 
auf die Prämie gefährdet wird. 

17. Nichtzahlung der Prämie. Nichtleistung der 
Sicherheit 

 Wird auf eine nach dem Eintritte der Fälligkeit 
folgende Mahnung des Versichers nicht binnen 
einer bei der Mahnung zu bestimmenden, 
angemessenen Frist die Prämie gezahlt oder die 
Sicherheit geleistet, so ist der Versicherer von der 
Verpflichtung zur Leistung frei, wenn der 
Versicherungsfall vor der Zahlung oder der 
Sicherheitsleistung eintritt. Der Versicherer kann 
auch in diesem Falle, wenn der 
Versicherungsnehmer mit der Zahlung oder mit 
der Sicherheitsleistung im Verzug ist, das 
Versicherungsverhältnis ohne Einhaltung einer 
Kündigungsfrist kündigen; wird das 
Versicherungsverhältnis gekündigt, so gebührt 
dem Versicherer bei Reiseversicherungen 
gleichwohl die Prämie, bei Zeitversicherungen 
die Ristornogebühr. 

18. Ristornogebühr 

Die Ristornogebühr beträgt die Hälfte der Prämie, 
jedoch höchstens 1/8% der 
Versicherungssumme.

 
 

 

 

 

 

 

 



 

Versicherungsgrundlage – Klauseln für die laufende Versicherung Seite 5 von 35 

Abschnitt V 

Anzeigepflicht. Gefahränderung 

 

19. Anzeigepflicht 

(1) Der Versicherungsnehmer hat bei der 
Schliessung des Vertrags alle ihm bekannten 
Umstände, die für die Übernahme der Gefahr 
erheblich sind, dem Versicherer anzuzeigen, es 
sei denn, dass die Umstände allgemein bekannt 
sind. Er hat insbesondere Nachrichten, die ihm 
zugegegangen und für die Übernahme der 
Gefahr erheblich sind, dem Versicherer 
mitzuteilen, und zwar auch dann, wenn er die 
Ncahricht für unbegründet oder unzuverlässig 
hält. 

(2) Umstände, von denen der Versicherungsnehmer 
vor der Annahme eines auf die Schliessung des 
Vertrags gerichteten Antrags Kenntnis erlangt, 
sind so schnell, wie dies im ordnungsmäßigen 
Geschäftsgänge tunlich ist, jedenfalls aber in 
derselben oder in ähnlicher Weise anzuzeigen, in 
welcher der Antrag übermittelt ist. 

20. Verletzung der Anzeigepflicht 

(1) Ist den Bestimmungen des § 19 zuwider die 
Anzeige eines erheblichen Umstandes 
unterblieben oder ist über einen erheblichen 
Umstand eine unrichtige Anzeige gemacht 
worden, so ist der Versicherer, soweit nicht ein 
anderes bestimmt ist, von der Verpflichtung zur 
Leistung frei. Das gleich gilt, wenn die Anzeige 
eines erheblichen Umstandes deshalb 
unterblieben ist, weil der Versicherungsnehmer 
den Umstand infolge von grober Fahrlässigkeit 
nicht kannte. 

(2) Die Verpflichtung des Versicherers bleibt 
bestehen, wenn der Versicherer den nicht 
angezeigten Umstand oder die Unrichtigkeit 
kannte. Das gleiche gilt, wenn die Anzeige ohne 
Verschulden des Versicherungsnehmers 
unterblieben ist. 

(3) Bleibt die Verpflichtung des Versucherers gemäß 
Absatz 2 Satz 2 bestehen, so gebührt dem 
Versicherer eine der höheren Gefahr 
entsprechende höhere Prämie 
(Zuschlagsprämie). 

21. Gefahrerhbeliche Umstände 

Als erheblich gelten besondere Umstände, die 
der Versicherungsnehmer unrichtig angegeben 
hat, wenn er die Richtigkeit der Anzeige 
zugesichert hat, und Umstände, die der 
Versicherungsnehmer absichtlich verschwiegen 
oder absichtlich unrichtig angegeben hat, sowie 
im Zweifel auch Umstände, nach denen der 
Versicherer ausdrücklich gefragt hat. 

22. Anzeigepflicht bei Vetragsschließung durch 
Vertreter  

 Wird der Vertrag von einem Vetreter des 
Versicherungsnehmers geschlossen, so kommt 
für die Befreiung des Versicherers von der 
Verpflichtung zur Leistung nicht nur die Kenntnis 
und das Kennenmüssen des Vertreters, sondern 

auch die Kenntnis und das Kennenmüssen des 
Versicherungsnehmers in Betracht. 

23. Gefahränderung 

(1) Nach dem Abschlusse des Vertrags darf der 
Versicherungsnehmer nicht ohne Einwilligung 
des Versichers die Gefahr ändern, insbesondere 
erhöhen, oder die Änderung durch einen Dritten 
gestatten. 

(2) Als eine Gefahränderung ist es insbesondere 
anzusehen: 
1. wenn der Antritt oder die Vollendung der 

versicherten Reise verzögert wird; 
2. wenn von dem angegebenen oder üblichen 

Reisewege abgewichen wird, jedoch kommt 
eine nur unerhebliche Abweichung nicht in 
Betracht; 

3. wenn das Schiff andere, als die 
angegebenen Zwischenhäfen oder wenn es 
die angegebenen Häfen in anderer als der 
angegebenen oder üblichen Reihenfolge 
anläuft; die Angehung von Zwischenhäfen 
kommt jedoch nicht in Betracht, wenn sie zur 
Ordereinholung erfolgt und zu diesem Zweck 
üblich ist. 

(3) Als eine Gefahränderung ist es auch anzusehen, 
wenn die Reise nach einem anderen als dem 
angegebenen Bestimmungsorte gerichtet wird. 

24. Rechtsfolge der Gefahränderung 

(1) Verletzt der Versicherungsnehmer die 
Bestimmung des § 23, so ist der Versicherer, 
wenn später der Versicherungsfall eintritt, von der 
Verpflichtung zur Leistung frei. Das gleiche gilt, 
wenn vor dem Abschluss des Vertrags die 
Versicherung beginnt und der 
Versicherungsnehmer nach dem Beginne die 
Gefahr geändert oder die Änderung durch einen 
Dritten gestattet hat; die Anzeigepflicht des 
Versicherungsnehmers wird hierdurch nicht 
berührt. 

(2) Die Verpflichtung des Versicherers bleibt 
bestehen, wenn die Gefahränderung durch das 
Interesse des Versicherers veranlasst oder durch 
ein Ereignis, für das der Versicherer haftet, 
geboten oder durch ein Gebot der Menschlichkeit 
veranlasst war oder wenn sie auf den Eintritt des 
Versicherungsfalls oder auf den Umfang der 
Leistung des Versicherers keinen Einfluss hat 
üben könne. 

25. Zuschlagsprämie bei Gefahränderung 

 Dem Versicherer gebührt eine Zuschlagsprämie, 
wenn die Gefahr, die er trägt, infolge einer 
Gefahr, die er nicht trägt, geändert und er durch 
die Änderung von der Verpflichtung zur Leistung 
nicht befreit wird. 
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26. Anzeige von Gefahrerhöhungen 

 Der Versicherungsnehmer hat, sobald er von 
einer Gefahrerhöhung Kenntnis erlangt, dem 
Versicherer unverzüglich Anzeige zu machen, 
wenn der Versicherer nicht durch die Erhöhung 
von der Verpflichtung zur Leistung befreit wird. 

27. Anzeigenpflicht und Gefahränderung 
hinsichtlich eines Teiles der versicherten 
Gegenstände 

Liegen die Voraussetzungen, unter denen der 
Versicherer wegen einer Verletzung der 
Anzeigepflicht oder wegen einer Gefahränderung 
von der Verpflichtung zur Leistung frei ist, in 

Ansehung eines Teiles der Gegenstände vor, auf 
die sich die Versicherung bezieht, so ist der 
Versicherer in Ansehung des übrigen Teiles nur 
frei, wenn anzunehmen ist, dass er für diesen 
allein den Vertrag unter den gleichen 
Bestimmungen nicht geschlossen haben würde. 
Der Versicherungsnehmer ist in diesem Falle von 
der Verpflichtung zur Zahlung eines 
entsprechenden Teiles der Prämie frei; der 
Versicherer kann jedoch insoweit die 
Ristornogebühr verlangen. 
 
 

 

Abschnitt VI 

Umfang und Dauer der Haftung des Versicherers 

28. Umfang der Haftung im Allgemeinen 

 Der Versicherer trägt, soweit nicht ein anderes 
bestimmt ist, alle Gefahren, denen das Schiff 
oder die Güter während der Dauer der 
Versicherung ausgesetzt sind. Er haftet 
insbesondere für einen Schaden, der durch 
Eindringen von Seewasser, 
Schiffszusammenstoß, Strandung, Schiffbruch, 
Brand, Explosion, Blitzschlag, Erdbeben, Eis 
oder durch Diebstahl, Seeraub, Plünderung oder 
andere Gewalttätigkeiten verursacht wird. Er 
haftet jedoch für einen Schaden nur in dem durch 
diese Bedingungen bestimmten Umfange, 
insbesondere nicht für die Belastung des 
versicherten Gegenstandes mit 
Schiffsgläubigerrechten oder für den Schaden, 
der durch eine Verzögerung der Reise verursacht 
wird. 

29. Grosse oder gemeinschaftliche Haverei 

(1) Die Versicherung umfasst die von dem 
Versicherungsnehmer zu entrichtenden Beiträge 
zur großen Haverei und die zur grossen Haverei 
gehörenden Aufopferungen des versicherten 
Gegenstandes; auch kann der 
Versicherungsnehmer verlangen, dass der 
Versicherer für die Entrichtung der Beiträge durch 
Übernahme der Bürgschaft Sicherheit leistet. Der 
Versicherer haftet jedoch nur insoweit, als ein ihm 
zur Last fallender Schaden durch die 
Havereimaßregel abgewendet werden sollte. 

 
(2) Sind ausschließlich Güter des Reeders verladen, 

so gelten auch die Aufopferungen, die zur großen 
Haverei gehören würden, wenn das Eigentum an 
den Gütern einem anderen zustände, im Sinne 
dieser Bedingungen als große Haverei. 

30. Beiträge 

(1) Der Umfang der Haftung des Versicherers für die 
Beiträge wird durch die Dispache bestimmt. Dies 
gilt jedoch nicht im Falle des § 29 Abs. 2; in 
diesem Falle finden auf die Schadensberechnung 
die York-Antwerp-Rules mit Ausnahme der Regel 
18 Anwendung. 

(2) Die Dispache ist von einer nach dem Gesetz oder 
nach dem Ortsgebrauche dazu berufenen Person 
aufzumachen. 

(3) Die Dispache ist am Bestimmungsort oder, wenn 
dieser nicht erreicht wird, an dem Orte, wo die 
Reise endigt, aufzumachen. An die Stelle dieses 
Ortes tritt, wenn an ihm eine nach Absatz 2 
geeignete Person nicht ansässig ist, der 
nächstliegende Ort, an dem eine solche Person 
ansässig ist. Haben die Beteiligten im Voraus 
vereinbart, dass die Dispache an einem anderen 
Orte aufzumachen ist, so ist dieser Ort 
maßgebend. 

(4) Die Dispache ist nach den Vorschriften 
aufzumachen, die an dem Orte, an dem die 
Dispache aufgemacht wird, für die Aufmachung 
einer Dispache im Falle einer großen Haverei 
gelten. An die Stelle dieser Vorschriften treten die 
Vorschriften, die an dem Orte des Heimathafens 
des Schiffes für die Aufmachung einer Dispache 
im Falle einer großen Haverei gelten, oder die 
York-Antwerp-Rules, wenn nach den zwischen 
den Beteiligten im Voraus getroffenen 
Vereinbarungen die Dispache gemäß diesen 
Bestimmungen aufzumachen ist. Kosten, die 
dadurch entstanden sind, dass die in einem 
Nothafen ausgeladenen Güter für Rechnung der 
an der großen Haverei Beteiligten gegen 
Feuersgefahr versichert worden sind, fallen dem 
Versicherer auch dann zur Last, wenn sie nach 
den für die Aufmachung der Dispache 
maßgebenden Vorschritten nicht zu 
berücksichtigen sind. 

(5) Der Versicherungsnehmer hat bei der 
Aufmachung der Dispache das Interesse des 
Versicherers wahrzunehmen. Insbesondere hat 
der Versicherer Kosten, die dem 
Versicherungsnehmer durch die 
Auseinandersetzung der an der großen Haverei 
Beteiligten entstanden sind, nur insoweit zu 
ersetzen, als sie erforderlich. waren. 

(6) Die Dispache ist auch dann maßgebend, wenn 
die für ihre Aufmachung geltenden Vorschriften 
unrichtig angewendet oder wenn tatsächliche 
Unrichtigkeiten in ihr enthalten sind, es sei denn, 
dass der Versicherungsnehmer die Unrichtigkeit 
zu vertreten hat. 
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(7) Steht dem Versicherungsnehmer wegen der 
Unrichtigkeit der Dispache ein Anspruch gegen 
einen an der grossen Haverei Beteiligten zu, so 
geht der Anspruch auf den Versicherer über, 
soweit dieser den Versicherungsnehmer 
entschädigt. Auf den Übergang finden die 
Bestimmungen der §§ 45 und 46 entsprechende 
Anwendung. 

(8) Übersteigt der Beitragswert den 
Versicherungswert, so haftet der Versicherer für 
die Beiträge nur im Verhältnisse des 
Versicherungswerts zum Beitragswert. 

31. Aufopferungen 

(1) Der Versicherer haftet für Aufopferungen des 
versicherten Gegenstandes nach den für seine 
Haftung im Falle einer besonderen Haverei 
geltenden Bestimmungen. 

(2) Der Anspruch auf die dem Versicherungsnehmer 
zustehende Vergütung geht mit seiner 
Entstehung auf den Versicherer über. Der 
Versicherer hat jedoch, wenn die Vergütung die 
Entschädigung mit Einschluss der zur 
Geltendmaçhung des Vergütungsanspruchs 
gemachten Aufwendungen übersteigt, den 
Überschuss dem Versicherungsnehmer 
herauszugeben. Im Übrigen finden auf den 
Übergang die Bestimmungen der §§ 45 und 46 
entsprechende Anwendung. 

32. Aufwendungen 

(1) Dem Versicherer fallen zur Last: 
1. Die Aufwendungen, die der 

Versicherungsnehmer bei dem Eintritte des 
Versicherungsfalls zur Abwendung oder 
Minderung des Schadens macht und den 
Umständen nach für geboten halten durfte; 

2. die Aufwendungen, die der 
Versicherungsnehmer bei dem Eintritte des 
Versicherungsfalls gemäß den Weisungen 
des Versicherers macht, 

3. Die Kosten, die durch die Ermittlung und 
Feststellung des dem Versicherer zur Last 
fallenden Schadens entstehen, soweit ihre 
Aufwendung den Umständen nach geboten 
war. Jedoch hat der Versicherer die Kosten 
nicht zu erstatten, die dem 
Versicherungsnehmer durch die 
Hinzuziehung eines Sachverständigen, 
eines Beistandes oder eines sonstigen 
Beauftragten entstehen, es sei denn, dass 
der Versicherungsnehmer nach dem 
Vertrage zu der Hinzuziehung verpflichtet 
war oder der Versicherer die Hinzuziehung 
verlangt hatte. 

(2) Die im Absatz 1 Nr. 1 und 2 bezeichneten 
Aufwendungen fallen dem Versicherer auch dann 
zur Last, wenn sie erfolglos bleiben; der 
Versicherer hat den für die Aufwendungen 
erforderlichen Betrag auf Verlangen des 
Versicherungsnehmers vorzuschiessen. Ist ein 
Teil des Versicherungswertes nicht versichert 
und ist streitig, ob die Befolgung der Weisungen 
des Versicherers zur Abwendung oder 
Minderung des Schadens geboten erscheint, so 
hat der Versicherer den Betrag der durch die 
Befolgung entstehenden Aufwendungen auch 
insoweit vorzuschiessen, als die Aufwendungen 
dem Versicherungsnehmer zur Last fallen; der 

Versicherer ist verpflichtet, die ganzen gemäß 
seinen Weisungen gemachten Aufwendungen zu 
ersetzen, wenn er die Befolgung der Weisungen 
den Umständen nach nicht für geboten halten 
durfte und die Aufwendungen erfolglos geblieben 
sind. 

33. Verschulden des Versicherungsnehmers 

(1) Der Versicherer ist von der Verpflichtung zur 
Leistung frei, wenn der Versicherungsnehmer 
den Versicherungsfall vorsätzlich oder fahrläßig 
herbeiführt. Er hat jedoch den von dem 
Versicherungsnehmer durch eine fehlerhafte 
Führung des Schiffes (nautisches Verschulden) 
verursachten Schaden zu ersetzen, es sei denn, 
dass dem Versicherungsnehmer eine 
vorsätzliche oder grobfahrläßige 
Handlungsweise zur Last fällt; als nautisches 
Verschulden gilt jedoch nicht ein Verschulden in 
Ansehung der Übernahme, Stauung, 
Verwahrung oder Ablieferung der Güter. 

(2) Bei einer Versicherung, die sich auf die Güter 
bezieht, haftet der Versicherer auch nicht für 
einen Schaden, der von dem Ablader oder dem 
Empfänger in dieser Eigenschaft vorsätzlich oder 
fahrläßig verursacht wird. 

(3) Der Versicherungsnehmer hat das Verhalten der 
Schiffsbesatzung als solcher nicht zu versichern. 

34. Schaden von weniger als 3 %  

(1) Der Versicherer haftet nicht für einen Schaden, 
wenn dieser 3% des Versicherungswertes nicht 
erreicht. 

(2) Der Versicherer haftet für Beiträge zur großen 
Haverei und Aufopferungen auch dann, wenn 
diese 3% des Versicherungswerts nicht 
erreichen. Das gleiche gilt von der Haftung für 
den durch einen Schiffszusammenstoß 
entstandenen mittelbaren Schaden und für die im 
§ 32 Abs. 1 Nr. 1 und 2 und im § 95 Abs. 3 
bezeichneten Aufwendungen. Schäden und 
Aufwendungen, für die der Versicherer hiernach 
unbeschränkt haftet, sowie die im § 32 Abs. 1 Nr. 
3 bezeichneten Kosten kommen für die 
Berechnung der nach Absatz 1 maßgebenden 
Haftungsgrenze nicht in Betracht. 

(3) Bei einer Versicherung, die sich auf das Schiff 
bezieht, ist für jede Reise besonders zu ermitteln, 
ob der Schaden in dem im Absatz 1 bezeichneten 
Verhältnisse zum Versicherungswerte steht. Als 
Reise im Sinne dieser Bestimmung gilt jede 
Fahrt, zu der das Schiff von neuem ausgerüstet 
oder die auf Grund eines neuen Frachtvertrags 
oder nach vollständiger Löschung der Ladung 
angetreten wird, sowie jede Zureise in Ballast. 
Die zwischen zwei Reisen liegende Zwischenzeit 
wird der vorhergehenden Reise zugerechnet. 

35. Frei von Kriegsgefahr 1 

(1) Der Versicherer trägt nicht die Gefahr eines 
Krieges. Er haftet insbesondere nicht für einen 
Schaden, der durch eine durch den Krieg 
veranlasste Maßnahme einer, sei es 
anerkannten, sei es nicht anerkannten, 
kriegführenden Macht, namentlich nicht für einen 
Schaden, der dadurch verursacht wird, dass die 
versicherte Sache angehalten, aufgebracht, 
genommen, zurückgehalten, angefordert, 
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beschlagnahmt oder durch die in Anlass des 
Krieges gelegten Minen oder infolge anderer 
Massnahmen beschädigt oder vernichtet wird; 
den Massnahmen einer kriegführenden Macht 
stehen diejenigen einer anderern Macht gleich, 
wenn diese binnen sechs Monaten nach der 
Maßnahme in den Krieg eintritt. 

(2)  Bei einer Versicherung, die sich auf das Schiff 
bezieht,  ist der Versicherer von der Verpflichtung 
zur Leistung frei, wenn das Schiff infolge der 
Kriegsgefahr die Reise nicht antritt oder nicht 
fortsetzt oder einen Hafen anläuft, es sei denn, 
dass der Versicherungsnehmer, sobald er 
hiervon Kenntnis erlangt, unverzüglich dem 
Versicherer erklärt, dass die Verpflichtung 
bestehen bleiben soll. 

(3)  Bei einer Versicherung, die sich auf die Güter 
bezieht, ist der Versicherer von der Verpflichtung 
zur Leistung frei, wenn die Güter infolge der 
Kriegsgefahr ausgeladen werden, es sei denn, 
dass der Versicherungsnehmer, sobald er von 
der bevorstehenden oder bewirkten Ausladung 
Kenntnis erlangt, unverzüglich dem Versicherer 
erklärt, dass die Verpflichtung bestehen bleiben 
soll. Dauert in diesem Falle der Aufenthalt länger 
als zwei Monate, so haftet der Versicherer für 
eine später entstehende Beschädigung oder 
Leckage nur im Falle einer Strandung, auch wenn 
er sonst noch in anderen Fällen haftet; die 
Bestimmungen des § 114 Abs. 1 und 3 über die 
Haftung des Versicherers im Strandungsfalle 
finden entsprechende Anwendung.  

(4) Wird die Gefahr, die der Versicherer trägt, infolge 
der Kriegsgefahr geändert und der Versicherer 
durch die Änderung von der Verpflichtung zur 
Leistung nicht befreit, so gebührt dem 
Versicherer eine Zuschlagsprämie. Dies gilt 
insbesondere, wenn das Schiff infolge der 
Kriegsgefahr die Reise nicht antritt oder nicht 
fortsetzt oder einen Hafen anläuft. 

36. Haftung für Arrestgefahr 

 Der Versicherer haftet für den durch gerichtliche 
Verfügung oder ihre Vollstreckung entstehenden 
Schaden nur, wenn er dem 
Versicherungsnehmer zu ersetzen hat, was 
dieser zur Befriedigung des zur Verfügung 
zugrunde liegenden Anspruchs leisten muss. 

37. Grenzen der Haftung 

(1) Der Versicherer haftet für den während der 
versicherten Reise entstehenden Schaden nur 
bis zur Höhe der Versicherungssumme. Bei einer 
Versicherung, die sich auf das Schiff bezieht, 
finden die Bestimmungen des § 34 Abs. 3 
entsprechende Anwendung. 

(2) Aufwendungen, die der Versicherer gemäß § 32 
zu ersetzen hat, fallen ihm ohne Rücksicht darauf 
zur Last, ob sie zusammen mit der übrigen 
Entschädigung die Versicherungssumme 
übersteigen. 

(3) Sind Aufwendungen zur Abwendung oder 
Minderung oder zur Ermittlung oder Feststellung 
eines Schadens oder zur Wiederherstellung oder 
Ausbesserung der durch einen Versicherungsfall 
beschädigten Sache gemacht oder Beiträge zur 
großen Haverei geleistet oder ist eine persönliche 
Verpflichtung des Versicherungsnehmers zur 
Entrichtung solcher Beiträge entstanden, so 
haftet der Versicherer für einen Schaden, der 
durch einen späteren Versicherungsfall 
verursacht wird, ohne Rücksicht auf die ihm zur 
Last fallenden früheren Aufwendungen und 
Beiträge. 

(4) Soweit die Entschädigung und die 
Aufwendungen oder Beiträge die 
Versicherungssumme mit Rücksicht darauf 
übersteigen, dass der Versicherungsnehmer den 
einem Dritten durch einen Schiffszusammenstoß 
zugefügten Schaden ersetzen muss, finden die 
Bestimmungen der Absätze 2 und 3 keine 
Anwendung. 

38. Befreiung von der Haftung nach dem 
Versicherungsfall 

(1) Der Versicherer ist nach dem Eintritte des 
Versicherungsfalls berechtigt, sich durch Zahlung 
der Versicherungssumme von allen weiteren 
Verbindlichkeiten zu befreien. 

(2) Der Versicherer bleibt trotz der Beifreiung zum 
Ersatze der Kosten verpflichtet, die zur 
Abwendung oder Minderung des Schadens oder 
zur Wiederherstellung oder Ausbesserung der 
versicherten Sache verwendet worden sind, 
bevor seine Erklärung, dass er sich durch 
Zahlung der Versicherungssumme befreien 
wolle, dem Versicherungsnehmer zugegangen 
ist; den verwendeten Kosten stehen solche 
Kosten gleich, zu deren Zahlung der 
Versicherungsnehmer persönlich verpflichtet ist. 
Die Bestimmung des § 37 Abs. 4 findet 
entsprechende Anwendung. 

(3) Das Recht, sich durch Zahlung der 
Versicherungssumme zu befreien, erlischt, wenn 
die im Absatz 2 Satz 1 bezeichnete Erklärung 
dem Versicherungsnehmer nicht binnen fünf 
Werktagen nach dem Zeitpunkt, in dem der 
Versicherer von dem Versicherungsfall und 
seinen unmittelbaren Folgen Kenntnis erlangt 
hat, zugeht. 

(4) Der Versicherer erwirbt durch die Zahlung keine 
Rechte an den versicherten Gegenständen. 

39. Zeitversicherung 

Ist die Dauer der Versicherung nach Tagen, 
Wochen , Monaten oder nach einem mehrere 
Monate umfassenden Zeitraum bestimmt, so 
beginnt die Versicherung am Mittage des Tages, 
an dem der Vertrag geschlossen wird. Sie endigt 
am Mittage des letzten Tages der Frist.  Für die 
die Zeitrechnung ist der Ort, an dem das Schiff 
sich befindet, maßgebend.

 
 

 

 

 



 

Versicherungsgrundlage – Klauseln für die laufende Versicherung Seite 9 von 35 

Abschnitt VII 

Unfallanzeige. Schadenabwendung 

40. Unfallsanzeige 

 Der Versicherungsnehmer hat dem Versicherer 
den Versicherungsfall unverzüglich anzuzeigen 
sowie jeden Unfall, der das Schiff oder die 
Ladung trifft, auch wenn dadurch ein 
Entschädigungsanspruch für ihn nicht begründet 
wird, sofern der Unfall für die von dem 
Versicherer zu tragende Gefahr erheblich ist. 

41. Abwendung und MInderung des Schadens 

(1) Der Versicherungsnehmer ist verpflichtet, bei 
dem Eintritte des Versicherungsfalls nach 
Möglichkeit für die Abwendung und Minderung 
des Schadens zu sorgen. Er hat dabei die 
Weisungen des Versicherers zu befolgen und, 
wenn die Umstände es gestatten, solche 
Weisungen einzuholen. Sind mehrere 
Versicherer beteiligt und sind von ihnen 
entgegenstehende Weisungen gegeben, so hat 

der Versicherungsnehmer nach eigenem 
pflichtmäßigen Ermessen zu handeln. 

(2) Der Versicherungsnehmer hat die Weisungen 
des Versicherers auch dann zu befolgen, wenn 
ein Teil des Versicherungswerts nicht versichert 
ist. Diese Bestimmung findet keine Anwendung, 
wenn mehr als die Hälfte des Versicherungswerts 
nicht versichert ist; jedoch findet in diesem Falle 
auch die Bestimmung des § 32 Abs. 2 Satz 2 über 
Ersetzung von Aufwendungen und 
Vorschussleistungen keine Anwendung. 

(3) Der Versicherer haftet für einen Schaden 
insoweit nicht, als dieser durch eine Verletzung 
der Verpflichtung zur Abwendung oder 
Minderung des Schadens verursacht wird, es sei 
denn, dass die Verletzung nicht auf einem 
Verschulden beruht.  

 

 

 
 

Abschnitt VIII 

Andienung. Auskunftserteilung. Entschädigung 

 

42. Andienung des Schadens 

(1) Der Versicherungsnehmer hat einen Schaden, 
für den der Versicherer haftet, diesem binnen 
fünfzehn Monaten seit der Beendigung der 
Versicherung und, wenn das Schiff verschollen 
ist, seit dem Ablaufe der Verschollenheitsfrist 
durch eine schriftliche Erklärung anzudienen. 
Durch die Absendung der Erklärung wird die Frist 
gewahrt. 

(2) Der Entschädigungsanspruch des 
Versicherungsnehmers erlischt, wenn der 
Schaden nicht rechtzeitig angedient wird. 

(3) Diese Bestimmungen finden auf die von dem 
Versicherungsnehmer zu entrichtenden Beiträge 
zur großen Haverei keine Anwendung. 

43. Auskunftserteilung 

 Der Versicherer kann nach dem Eintritte des 
Versicherungsfalls verlangen, dass der 
Versicherungsnehmer jede Auskunft erteilt, die 
zur Feststellung des Versicherungsfalls oder des 
Umfangs der Leistungspflicht des Versicherers 
erforderlich ist. Belege kann der Versicherer 
insoweit fordern, als die Beschaffung dem 
Versicherungsnehmer billigerweise zugemutet 
werden kann; die Herbeiführung einer Verklarung 
kann er verlangen, wenn er an ihr ein 
berechtigtes Interesse hat. 

 44.Schadensrechnung. Fälligkeit des 
Entschädigungsanspruchs 

(1) Der Versicherungsnehmer kann die Zahlung 
nicht eher verlangen, als er dem Versicherer eine 
Schadensrechnung mitgeteilt sowie die von dem 
Versicherer geforderten Belege beigebracht hat 
und seit der Erfüllung dieser Obliegenheiten ein 
Monat verstrichen ist. Sind die Obliegenheiten bis 
zum Ablauf eines Monats seit der Andienung des 
Schadens infolge eines Umstandes, den der 
Versicherungsnehmer nicht zu vertreten hat, 
nicht erfüllt, so kann der Versicherungsnehmer in 
Anrechnung auf die Gesamtforderung die 
Zahlung von drei Vierteilen des Betrages 
verlangen, den der Versicherer nach Lage der 
Sache mindestens zu zahlen hat. 

(2) Die Schadensrechnung muss eine geordnete 
Zusammenstellung der Beträge enthalten, die der 
Versicherer für die einzelnen Schäden und 
Aufwendungen zu entrichten hat. Im Falle einer 
besonderen Haverei ist sie auf Verlangen des 
Versicherers von einer nach dem Gesetz oder 
nach dem Ortsgebrauche dazu berufenen Person 
an dem Orte, wo die Entschädigung zu entrichten 
ist, aufzustellen. 
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AbschnittI IX 

 Übergang von Schadenersatzansprüchen  

45. Übergang 

(1) Steht dem Versicherungsnehmer ein Anspruch 
auf Ersatz des Schadens gegen einen Dritten zu, 
so geht der Anspruch auf den Versicherer über, 
soweit dieser dem Versicherungsnehmer den 
Schaden ersetzt. Der Versicherungsnehmer ist 
verpflichtet, dem Versicherer die zur 
Geltendmachung des Anspruchs erforderliche 
Auskunft zu erteilen und ihm die zum Beweise 
des Anspruchs dienenden Urkunden, soweit sie 
sich in seinem Besitz befinden, auszuliefern, ihm 
auch auf Verlangen eine öffentlich beglaubigte 
Urkunde über den Übergang des Anspruchs 
auszustellen; die Kosten hat der Versicherer zu 
tragen. 

(2) Gibt der Versicherungsnehmer seinen Anspruch 
gegen den Dritten oder ein zur Sicherung des 
Anspruchs dienendes Recht auf, so wird der 

Versicherer von seiner Ersatzpflicht insoweit frei, 
als er aus dem Anspruch oder dem Rechte hätte 
Ersatz erlangen können. 

46. Schadensminderung nach Übergang 

 Der Versicherungsnehmer bleibt auch nach dem 
Übergange des Anspruchs verpflichtet, für die 
Minderung des Schadens, insbesondere durch 
Zurückbehaltung der Fracht, zu sorgen. Er hat, 
sobald er eine für die Geltendmachung des 
Anspruchs erhebliche Nachricht erhält, dem 
Versicherer unverzüglich Anzeige zu machen 
und ihm auf Verlangen die zur Geltendmachung 
des Anspruchs erforderliche Hilfe zu leisten, 
insbesondere den Anspruch im eigenen Namen 
gerichtlich geltend zu machen. Die Kosten hat der 
Versicherer zu tragen und auf Verlangen 
vorzuschießen.

 

Abschnitt X 

Zahlungsunfähigkeit des Versicherers 

47.  [Im Falle der Zahlungsunfähigkeit des Versicherers…] 

 Im Falle der Zahlungsunfähigkeit des Versicherers kann der Versicherungsnehmer von dem Vertrage 
zurücktreten oder auf Kosten des Versicherers anderweit Versicherung nehmen. Der Versicherer kann die 
Ausübung dieses Rechtes durch Sicherheitsleistungen abwenden. 

 

Abschnitt XI 

Verjährung 

48. [Die Ansprüche aus dem Versicherungsverhältnisse verjähren…] 

 Die Ansprüche aus dem Versicherungsverhältnisse verjähren in fünf Jahren. Die Verjährung beginnt mit dem 
Schlusse des Jahres, in dem die Versicherung endigt oder die Verschollenheitsfrist abläuft. 

 

Abschnitt XII 

Veräußerung der versicherten Sache. Verpfändung der Entschädigungsforderung 

49. Veräußerung im Allgemeinen 

(1) Wird die versicherte Sache von dem 
Versicherungsnehmer veräußert, so tritt an Stelle 
des Veräußrers der Erwerber in die während der 
Dauer seines Eigentums aus dem 
Versicherungsverhältnisse sich ergebenden 
Rechte und Pflichten des Versicherungsnehmers 
ein; für die Prämie haften die Veräußerer und der 
Erwerber als Gesamtschuldner. Im Falle der 
Veräußerung versicherter Güter tritt jedoch der 
Erwerber in die Verpflichtung zur Zahlung der 
Prämie und der Nebenkosten nicht ein, wenn eine 
Police ausgestellt ist; auch kann sich der 
Versicherer in diesem Falle dem Erwerber 
gegenüber nicht darauf berufen, dass er nach 
den Bestimmungen des § 17 wegen Nichtzahlung 
der Prämie oder Nichtleistung einer Sicherheit frei 
ist, es sei denn, dass der Erwerber nicht in gutem 
Glauben war. 

(2) Der Versicherer hat in Ansehen der durch das 
Versicherungsverhältnis gegen ihn begründeten 
Forderungen die Veräußerung erst dann gegen 

sich gelten zu lassen, wenn er von ihr Kenntnis 
erlangt; die Vorschriften der §§ 406 bis 408 des 
Bürgerlichen Gesetzbuchs finden entsprechende 
Anwendung. Im Falle der Veräußerung 
versicherter Güter kann sich der Versicherer 
jedoch auf diese Vorschriften nicht berufen, wenn 
eine Police ausgestellt ist, es sei denn, dass der 
Erwerber nicht in gutem Glauben war. 

(3) Der Versicherer haftet nicht für die Gefahren, die 
nicht eingetreten sein würden, wenn die 
Veräußerung unterblieben wäre. Dies gilt jedoch 
nicht im Falle der Veräusserung versicherter 
Güter, es sei denn, dass die Güter während der 
Dauer eines Krieges veräußert werden und der 
Erwerber einem kriegführenden Staate angehört. 

(4) Der Erwerber ist berechtigt, das 
Versicherungsverhältnis ohne Einhaltung einer 
Kündigungsfrist zu kündigen. Das 
Kündigungsrecht erlischt, wenn es nicht 
innerhalb eines Monats nach dem Erwerb 
ausgeübt wird; hatte der Erwerber von der 
Versicherung keine Kenntnis, so bleibt das 
Kündigungsrecht bis zum Ablauf eines Monats 
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von dem Zeitpunkt an bestehen, in dem der 
Erwerber von der Versicherung Kenntnis erlangt. 
Kündigt der Erwerber, so haftet er für die Prämie 
nicht. 

(5) Bei einer Zwangsversteigerung der versicherten 
Sache finden die Bestimmungen der Absätze 1 
bis 4 entsprechende Anwendung. 

50. Veräußerung versicherter Schiffe und 
Schiffsparten 

(1) Im Falle der Veräußerung einer Schiffspart finden 
die Bestimmungen des § 49 entsprechende 
Anwendung. 

(2) Wird ein versichertes Schiff veräußert, so endigt 
die Versicherung, dem Versicherer gebührt von 
der auf die spätere Zeit entfallenen Prämie nur 
der fünfte Teil. Wird das Schiff veräußert, 
während es unterwegs ist, so endigt die 
Versicherung erst mit dem Zeitpunkt, in dem nach 
den §§ 66 bis 68 die Versicherung am nächsten 
Bestimmungsort endigen würde. 

51. Verpfändung der Entschädigungsforderung 

(1) Ergibt sich aus den Umständen nicht, dass der 
Versicherungsnehmer die Versicherung im 
eigenen Namen für einen anderen nehmen will 
(Versicherung für fremde Rechnung), so gilt die 
Versicherung als für Rechnung des 
Versicherungsnehmers genommen 
(Versicherung für eigene Rechnung). 

(2) Wird die Versicherung für einen anderen 
genommen, so ist, auch wenn der andere 
benannt wird, anzunehmen, dass der 
Vertragschließende nicht als Vertreter, sondern 
im eigenen Namen für fremde Rechnung handelt. 

(3) Wird die Versicherung für Rechnung „wen es 
angeht“ genommen oder ist sonst aus dem 
Vertrage zu entnehmen, dass unbestimmt 
gelassen werden soll, ob eigenes oder fremdes 
Interesse versichert ist, so finden die 
Bestimmungen über die Versicherung für fremde 
Rechnung Anwendung, wenn sich ergibt, dass 
fremdes Interesse versichert ist. 

 
 

Abschnitt XIII 

Versicherung für fremde Rechnung

52. Versicherung für eigene Rechnung, für 
fremde Rechnung, für Rechnung wen es 
angeht 

(1) Ergibt sich aus den den Umständen nicht, dass 
der Versicherungsnehmer die Versicherung im 
eigenen Namen für einen anderen nehmen will 
(Versicherung für fremde Rechnung), so gilt die 
Versicherung als für Rechnung des 
Versicherungsnehmers genommen 
(Versicherung für eigene Rechnung). 

(2) Wird die Versicherung für einen anderen 
genommen, so ist, auch wenn der andere 
benannt wird, anzunehmen, dass der 
Vertragschließende nicht als Vertreter, sondern 
im eigenen Namen für fremde Rechnung handelt. 

(3) Wird die Versicherung für Rechnung „wen es 
angeht“ genommen oder ist sonst aus dem 
Vertrage zu entnehmen, dass unbestimmt 
gelassen werden soll, ob eigenes oder fremdes 
Interesse versichert ist, so finden die 
Bestimmungen über die Versicherung für fremde 
Rechnung Anwendung, wenn sich ergibt, dass 
fremdes Interesse versichert ist. 

53. Rechtsstellung des Versicherten 

(1) Der Versicherungsnehmer kann über die Rechte, 
die dem Versicherten aus dem Vertrage 
zustehen, im eigenen Namen verfügen. 

(2) Ist eine Police ausgestellt, so ist der 
Versicherungsnehmer ohne Zustimmung des 
Versicherten zur Annahme der Zahlung sowie zur 
Übertragung der Rechte des Versicherten nur 
befugt, wenn er im Besitze der Police ist. 

(3) Der Versicherer ist zur Zahlung an den 
Versicherungsnehmer nur verpflichtet, wenn 
dieser ihm gegenüber nachweist, dass der 
Versicherte seine Zustimmung zu der 
Versicherung erteilt hat. 

54. Rechtsstellung des Versicherungsnehmers 

(1) Der Versicherungsnehmer kann über die Rechte, 
die dem Versicherten aus dem Vertrage 
zustehen, im eigenen Namen verfügen. 

(2) Ist eine Police ausgestellt, so ist der 
Versicherungsnehmer ohne Zustimmung des 
Versicherten zur Annahme der Zahlung sowie zur 
Übertragung der Rechte des Versicherten nur 
befugt, wenn er im Besitze der Police ist. 

(3) Der Versicherer ist zur Zahlung an den 
Versicherungsnehmer nur verpflichtet, wenn 
dieser ihm gegenüber nachweist, dass der 
Versicherte seine Zustimmung zu der 
Versicherung erteilt hat. 

55. Verhältnis des Versicherungsnehmers zum 
Versicherten 

 Der Versicherungsnehmer ist nicht verpflichtet, 
dem Versicherten oder falls über das Vermögen 
des Versicherten der Konkurs eröffnet ist, der 
Konkursmasse die Police auszuliefern, bevor er 
wegen der ihm gegen den Versicherten in Bezug 
auf die versicherte Sache zustehenden 
Ansprüche befriedigt ist. Er kann sich für diese 
Ansprüche aus der Entschädigungsforderung 
gegen den Versicherer und nach der Einziehung 
der Forderung aus der Entschädigungssumme 
vor dem Versicherten und dessen Gläubigern 
befriedigen. 

56. Aufrechnung 

 Der Versicherer kann gegen die 
Entschädigungsforderung eine Forderung, die 
ihm gegen den Versicherungsnehmer zusteht, 
insoweit aufrechnen, als sie auf der für den 
Versicherten genommenen Versicherung beruht. 
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57. Kennen, Kennenmüssen, Verschulden 

(1) Für die im Falle der Verschweigung oder der 
unrichtigen Anzeige eines Gefahrumstandes 
eintretenden Rechtsfolgen kommt nicht nur die 
Kenntnis und das Kennenmüssen des 
Versicherungsnehmers, sondern auch die 
Kenntnis und das Kennenmüssen des 
Versicherten in Betracht; das gleiche gilt für die 
Befreiung des Versicherungsnehmers von der 
Verpflichtung zur Prämienzahlung wegen 
fehlenden Interesses. Der Einwand, dass die 
Anzeige eines erheblichen Umstandes ohne 
Verschulden unterblieben ist, kann dem 
Versicherer nur entgegengesetzt werden, wenn 
weder dem Versicherungsnehmer noch dem 
Versicherten ein Verschulden zur Last fällt. 

(2) Ist die Versicherung so genommen; dass sie in 
einem vor der Schließung des Vertrags liegenden 
Zeitpunkte beginnt, so ist der Versicherer von der 
Verpflichtung zur Leistung frei, wenn der 
Versicherungsnehmer oder der Versicherte bei 

der Schliessung wusste oder wissen musste, 
dass der Versicherungsfall schon eingetreten 
war. 

(3) Auf die Kenntnis und das Kennenmüssen des 
Versicherten kommt es nicht an, wenn der 
Vertrag ohne sein Wissen geschlossen ist. Das 
gleiche gilt, wenn eine rechtzeitige 
Benachrichtigung des Versicherungsnehmers 
nicht tunlich war; eine Benachrichtigung gilt nicht 
als rechtzeitig, wenn sie nicht so schnell, wie dies 
im ordnungsmäßigen Geschäftsgange tunlich ist, 
mindestens aber in derselben oder in ähnlicher 
Weise erfolgt, wie die Übermittlung der Erklärung, 
welche den Auftrag zur Schliessung des Vertrags 
enthält. 

(4) Hat der Versicherungsnehmer den Vertrag ohne 
Auftrag des Versicherten geschlossen und bei 
der Schliessung den Mangel des Auftrags dem 
Versicherer nicht angezeigt, so braucht dieser 
den Einwand, dass der Vertrag ohne Wissen des 
Versicherten geschlossen ist, nicht gegen sich 
gelten zu lassen. 

 

Zweiter Abschnitt 

Besondere Bestimmung über die Versicherung einzelner Gegenstände 

Erster Titel 

Kaskoversicherung  2 

58. Seetüchtigkeit 

(1) Der Versicherer haftet nicht für einen          
Schaden, der dadurch verursacht wird, dass das 
Schiff nicht seetüchtig, insbesondere nicht 
gehörig ausgerüstet, bemannt oder beladen oder 
ohne die zum Ausweise von Schiff, Besatzung 
und Ladung erforderlichen Papiere in See 
gesandt ist. Entsteht ein Schaden, bevor das 
Schiff in See gesandt ist, so haftet der 
Versicherer nicht, wenn der Schaden dadurch 
verursacht wird, dass das Schiff nicht geeignet 
ist, die mit dem Schiffsbetriebe verbundenen 
Gefahren zu bestehen. 

(2) Ist das Schiff verlorengegangen oder  beschädigt, 
ohne dass dabei ein äußeres Ereignis mitgewirkt 
hat, so gilt der Schaden im Zweifel als durch 
einen der im Absatz 1 bezeichneten Umstände 
verursacht. 

59. Abnutzung, Alter usw. 

      Der Versicherer haftet nicht für einen Schaden, 
der nur eine Folge der Abnutzung des Schiffes im 
gewöhnlichen Gebrauch ist oder nur durch Alter, 
Fäulnis, Rost oder Wurmfrass verursacht wird. 
Als Folge der Abnutzung im gewöhnlichen 
Gebrauche gilt es, wenn Segel, sei es auch 
infolge Prangens, weggehen oder zerreißen oder 
in anderer Weise beschädigt werden oder wenn 
Anker, Taue, Ketten oder laufendes Tauwerk 
beschädigt werden oder wenn infolge eines 
solchen Schadens die Taue oder Segel 
weggeschnitten oder die Anker, Ankertaue oder 
Ankerkitten geschlippt oder gekappt werden 
müssen. Als Folge der Abnutzung gilt es jedoch 
nicht, wenn Segel durch Sturzseen oder dadurch, 
dass Rundhölzer brechen, oder wenn 

festgemachte Segel durch einen Unfall 
beschädigt werden. 

60. Gefährliche Ladungen 

 (1)  Der Versicherer haftet nicht für einen Schaden, 
der dadurch verursacht wird, dass 
explosionsgefährliche oder selbstentzündliche 
Gegenstände verladen sind, die nach den 
Verordnungen der deutschen Seeuferstaaten 
über die Beförderung gefährlicher Gegenstände 
mit Kauffahrteischiffen von der Beförderung 
ausgeschlossen sind, sowie für einen Schaden, 
der dadurch verursacht wird, dass 
bedingungsweise zur Beförderung mit 
Kauffahrteischiffen zugelassene Gegenstände 
verladen sind und dabei gegen die Vorschriften 
der Verordnungen verstoßen ist; findet die 
Verladung in einem ausländischen Hafen statt, 
für den Vorschriften über die Beförderung 
gefährlicher Gegenstände mit Kauffahrteischiffen 
bestehen, so sind diese Vorschriften 
maßgebend. Die Haftung des Versicherers bleibt 
jedoch bestehen, wenn der 
Versicherungsnehmer die Verladung oder den 
Verstoß gegen die Verladungsvorschriften weder 
kannte noch kennen musste. Bleibt die Haftung 
bestehen, so gebührt dem Versicherer eine 
Zuschlagsprämie. 

(2) Der Versicherer haftet nicht für einen Schaden, 
der dadurch verursacht wird, dass das Schiff auf 
der versicherten Reise zu einem größeren als 
dem dritten Teile seiner Tragfähigkeit mit 
Dungstoffen, Eisen, insbesondere 
Eisenbahnschienen und Eisenträgern, Erde, Erz, 
Gestein, insbesondere Fliesen, Marmor, Schiefer 
und Steinen, Heu, Kalk, Knochen, 
Knochenasche, Knochenschwärze, Kohlen, 
Kreide, lose verladenen Feldfrüchten oder 
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sonstigem lose verladenem Schüttgut, Salz, Ton, 
Tonrückständen oder Zement beladen ist. Die 
Bestimmungen des Absatzes 1 Satz 2 und 3 
finden entsprechende Anwendung. 

61. Durchbruch durch festehendes Eis 

 Der Versicherer haftet nicht für einen Schaden, 
der dadurch verursacht wird, dass das Schiff 
feststehendes Eis durchbricht, es sei denn, dass 
es zur Abwendung oder Minderung eines dem 
Versicherer zur Last fallenden Schadens 
erforderlich ist. 

62. Aufopferung von Decksgütern 

 Der Versicherer haftet nicht für Beiträge zur 
großen Haverei, soweit auf Deck verladene Güter 
aufgeopfert sind. 

63. Aufopferung bei Ballastreisen 

Der Versicherer haftet, wenn das Schiff auf der 
versicherten Reise in Ballast fährt oder fahren soll 
und dem Versicherer hiervon nicht bei der 
Schliessung des Vertrags Anzeige gemacht 
worden ist, nicht für Aufopferungen, die zur 
großen Haverei gehören würden, wenn Güter 
geladen wären. 

64.Anrechnung von Leichter-, Schlepp-, Hilfslohn 

Der Versicherer haftet für einen Schaden, der bei 
Gelegenheit der Verwendung des Schiffes zum 
Leichtern oder Schleppen anderer Fahrzeuge 
oder zu einer Hilfeleistung entsteht, insoweit 
nicht, als die für die Verwendung zu entrichtende 
Verfügung zur Ausgleichung des Schadens dient. 

65. Kajüts- und Maschinenschaden 

Der Versicherer haftet für eine Beschädigung des 
Kajütsinventars nur im Falle einer Strandung. 
Das gleiche gilt von der Haftung des Versicherers 
für eine Beschädigung der maschinellen 
Einrichtungen. Zu diesen Einrichtungen gehören 
insbesondere die Hauptmaschine 
(einschliesslich der zu ihrem Betrieb 
erforderlichen Hilfsmaschinen und Einrichtungen, 
der Kesselanlage mit Schornstein, Wellenleitung, 
Schraube und Rad), Decksmaschinen, 
Dampfsteuer mit Ruderleitung bis zum 
Quadranten, Pumpen für Bordzwecke, 
elektrische Lichtanlage, Anlage für drahtlose 
Telegraphie und Kühlmaschinenanlage. Die 
Bestimmungen des § 114 Abs. 1 und 2 über die 
Haftung des Versicherers im Strandungsfalle 
finden entsprechende Anwendung. 

66. Dauer der Versicherung 

(1) Die Versicherung beginnt, wenn sie für eine 
Reise genommen ist, mit dem Zeitpunkt, in dem 
mit der Einnahme der Ladung oder des Ballastes 
angefangen wird oder wenn Ladung oder Ballast 
nicht einzunehmen ist, mit der Abfahrt. Sie endigt 
mit dem Zeitpunkt, in dem die Löschung der 
Ladung oder des Ballastes am Bestimmungsorte 
beendigt ist; oder wenn Ladung oder Ballast nicht 
zu löschen ist, mit dem Zeitpunkt, in dem das 
Schiff am gehörigen Orte die Anker hat fallen 
lassen oder befestigt ist. Wird die Löschung von 

dem Versicherungsnehmer ungebührlich 
verzögert, so endigt die Versicherung mit dem 
Zeitpunkt, in dem die Löschung beendigt sein 
würde, falls die Verzögerung nicht stattgefunden 
hätte. 

(2) Wird vor der Beendigung der Löschung für eine 
neue Reise Ladung oder Ballast eingenommen, 
so endigt die Versicherung mit dem Zeitpunkt, in 
dem mit der Mitnahme angefangen wird. 

(3)  Wird nach dem Beginne der Versicherung die 
versicherte Reise aufgegeben, so tritt in 
Ansehung der Beendigung der Versicherung der 
Ort, wo die Reise aufhört, an die Stelle des 
Bestimmungsorts. 

67. Verlängerung der Versicherung 

(1) Trifft das Schiff am Bestimmungsorte mit einer 
Beschädigung ein, für die der Versicherer haftet, 
so gilt das Versicherungsverhältnis als verlängert 
bis zu dem Zeitpunkt, in dem die Ausbesserung 
des Schiffes beendigt ist; wird die Ausbesserung 
von dem Versicherungsnehmer ungebührlich 
verzögert, so tritt an Stelle dieses Zeitpunkts der 
Zeitpunkt, in dem die Ausbesserung beendigt 
sein würde, falls die Verzögerung nicht 
stattgefunden hätte. Der Versicherungsnehmer 
kann die Verlängerung durch eine gegenüber 
dem Versicherer abzugebende Erklärung 
ausschließen; die Erklärung muss jedoch 
unverzüglich abgegeben werden, sobald der 
Versicherungsnehmer von der Beschädigung 
Kenntnis erlangt. Im Falle der Verlängerung 
gebührt dem Versicherer eine der längeren Dauer 
entsprechende Prämie. 

(2) Die Bestimmungen des Absatzes 1 finden keine 
Anwendung, wenn die Ausbesserung an einem 
anderen Orte als dem Bestimmungsort erfolgen 
muss und nicht auf die im § 74 bestimmte Weise 
festgestellt ist, dass das Schiff die Reise nach 
dem anderen Orte machen kann. 

68. Verlängerung der Zeitversicherung 

Ist ein auf Zeit versichertes Schiff bei dem 
Ablaufe der vereinbarten Versicherungszeit 
unterwegs, so gilt das Versicherungsverhältnis 
als verlängert bis zu dem Zeitpunkt, in dem nach 
§§ 66 und 67 die Versicherung am nächsten 
Bestimmungsort endigen würde. Der 
Versicherungsnehmer kann die Verlängerung, 
solange das Schiff noch nicht unterwegs ist, 
durch eine gegenüber dem Versicherer 
abzugebende Erklärung ausschließen. Im Falle 
der Verlängerung gebührt dem Versicherer eine 
der längeren Dauer entsprechende Prämie; ist 
das Schiff verschollen, so gebührt ihm die Prämie 
bis zum Ablauf der Verschollenheitsfrist. 

69. Versicherung für mehrere Reisen 

Ist die Versicherung für mehrere 
aufeinanderfolgende Reisen genommen, so 
erstreckt sie sich auf die zwischen den Reisen 
liegende Zeit. 

70. Versicherungswert  

(1) Als Versicherungswert gilt der Wert, den das 
Schiff bei dem Beginne der Versicherung hat. Der 
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Wert umfasst nicht die Ausrüstungskosten, die 
Heuer und die Versicherungskosten. 

(2) Dieser Wert gilt auch bei dem Eintritte des 
Versicherungsfalls als Versicherungswert. 

71. Totalverlust 

(1) Im Falle des Totalverlustes kann der 
Versicherungsnehmer die Versicherungssumme 
verlangen. Er muss sich jedoch den Wert der vor 
Zahlung der Versicherungssumme geretteten 
Sachen und desjenigen anrechnen lassen, was 
er anderweit zur Ausgleichung des Schadens 
erlangt hat. Der Wert der geretteten Sachen ist 
auf Verlangen des Versicherers durch öffentliche 
Versteigerung festzustellen. 

(2) Als total verloren gilt das Schiff auch, wenn es 
dem Versicherungsnehmer ohne Aussicht auf 
Wiedererlangung entzogen, insbesondere 
unrettbar gesunken, oder wenn es in seiner 
ursprünglichen Beschaffenheit zerstört ist. 

(3) Hat der Versicherer den Versicherungsnehmer 
befriedigt, so gehen die Rechte des 
Versicherungsnehmers an dem Schiffe auf den 
Versicherer über. Der Versicherungsnehmer ist 
verpflichtet, dem Versicherer die zur 
Geltendmachung der Rechte erforderliche 
Auskunft zu erteilen und ihm die zum Beweise der 
Rechte dienenden Urkunden, soweit sie sich in 
seinem Besitze befinden, auszuliefern, ihm auch 
auf Verlangen eine öffentlich beglaubigte 
Urkunde über den Übergang der Rechte 
auszustellen; die Kosten hat der Versicherer zu 
tragen. 

(4) Der Versicherungsnehmer bleibt auch nach dem 
Übergange der Rechte verpflichtet, für die 
Minderung des Schadens zu sorgen, soweit der 
Versicherer hierzu nicht imstande ist. Er hat, 
sobald er eine für die Geltendmachung der 
Rechte erhebliche Nachricht erhält, dem 
Versicherer unverzüglich Anzeige zu machen 
und ihm auf Verlangen die zur Erlangung und 
Verwertung des Schiffes erforderliche Hilfe zu 
leisten. Die Kosten hat der Versicherer zu tragen 
und auf Verlangen vorzuschießen. 

72. Verschollenheit 

(1) Der Versicherungsnehmer kann auch dann die 
Versicherungssumme verlangen, wenn das 
Schiff verschollen ist. Das Schiff ist verschollen, 
wenn innerhalb der Verschollenheitsfrist das 
Schiff den nächsten Bestimmungshafen nicht 
erreicht hat und keine Nachricht von dem Schiffe 
eingegangen ist. Die Verschollenheitsfrist beträgt 
das Dreifache der Zeit, die das Schiff von dem 
Orte aus, von dem die letzte Nachricht 
eingegangen ist, unter gewöhnlichen 
Verhältnissen zur Zurücklegung des Weges bis 
zum nächsten Bestimmungshafen gebraucht 
haben würde, jedoch bei Dampfschiffen 
mindestens zwei, bei Segelschiffen mindestens 
drei Monate. An die Stelle der zweimonatigen und 
der dreimonatigen Frist tritt eine solche von sechs 
Monaten, wenn der Eingang von Nachrichten 
infolge eines Krieges verzögert sein kann. 

(2) Das Verlangen kann nicht unter einer Bedimgung 
oder einer Zeitbestimmung erklärt werden. 

(3)  Durch die Erklärung gehen die Rechte des 
Versicherungsnehmers an dem Schiffe auf den 

Versicherer über (Abandon). Die Bestimmungen 
des § 71 Abs. 3 Satz 2 und Abs. 4 über die 
Unterstützung des Versicherers bei 
Geltendmachung der Rechte finden 
entsprechende Anwendung. 

(4) Das im Absatz 1 Satz 1 bezeichnete Recht 
erlischt, wenn vor seiner Ausübung eine 
Nachricht von dem Schiffe eingeht. 

73. Verfügung von hoher Hand. Nehmung durch 
Seeräuber  

Die Bestimmungen des § 72 über die 
Verschollenheit des Schiffes finden 
entsprechende Anwendung, wenn das Schiff 
durch Verfügung von hoher Hand angehalten 
oder zurückgehalten oder durch Seeräuber 
genommen wird. Jedoch tritt an die Stelle der 
Verschollenheitsfrist eine Frist von zwei Monaten.  

74. Teilschaden  

(1) Ein Teilschaden ist durch Sachverständige 
festzustellen. 

(2) Der Versicherer und der Versicherungsnehmer 
oder für diesen der Schiffsführer haben 
unverzüglich je einen Sachverständigen zu 
ernennen. 

(3) Können die Sachverständigen sich über die 
Feststellung nicht einigen, so ernennen sie einen 
dritten Sachverständigen als Obmann; die 
Ernennung kann auch vor der Feststellung 
erfolgen. Können sie sich auch über die Person 
des Obmanns nicht einigen, so bezeichnet jeder 
von ihnen einen dritten Sachverständigen; unter 
den so Bezeichneten entscheidet das Los. 
Befindet sich das Schiff im Auslande, so ersucht, 
wenn eine Einigung nicht stattfindet, der 
Versicherungsnehmer oder für ihn der 
Schiffsführer den Konsul des Staates; in dessen 
Gebiet der Heimatshafen des Schiffes liegt, oder 
wenn ein solcher Konsul nicht vorhanden oder 
der vorhandene nicht bereit ist, einen anderen 
Konsul, oder wenn auch ein solcher nicht 
vorhanden oder bereit ist, einen für die 
Ernennung zuständigen Beamten des Staates, in 
dessen Gebiete sich das Schiff befindet, um die 
Ernennung des Obmanns. 

(4) Wenn der Versicherer trotz Aufforderung einen 
Sachverständigen nicht ernennt, so kann der 
Versicherungsnehmer oder für ihn der 
Schiffsführer die Handelskammer, in deren 
Bezirke sich das Schiff befindet, um die 
Ernennung ersuchen. Befindet sich das Schiff im 
Auslande, so ist in diesem Falle die Ernennung 
auf dem im Absatz 3 Satz 3 bezeichneten Wege 
herbeizuführen. 

(5) Die Sachverständigen besichtigen den Schaden, 
stellen ihn fest und erstatten hierüber ein 
Gutachten. Zu der Besichtigung sind, soweit 
tunlich, die Beteiligten hinzuzuziehen. Das 
Gutachten muss enthalten; 
1. Die Bezeichnung der Sachverständigen und 

der zu der Besichtigung hinzugezogenen 
Beteiligten; 

2.die Bezeichnung derjenigen, welche die 
Sachverständigen ernannt haben; 

3.die Bezeichnung des Ortes und der Zeit der 
Besichtigung und der Feststellung; 
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4. die Bezeichnung der einzelnen Schäden und, 
soweit tunlich, ihrer Ursache, insbesondere die 
Angabe, ob die Schäden durch Seeunfälle 
während der letzten Reise oder durch andere 
Umstände verursacht sind; 

5. die Schätzung der Kosten, die zur Beseitigung 
jedes einzelnen, während der letzten Reise 
durch Seeunfälle entstandenen Schadens 
aufzuwenden sind. 

(6) Die Erstattung des Gutachtens erfolgt nach 
Stimmenmehrheit. Bestehen über Summen mehr 
als zwei Meinungen, deren keine die Mehrheit für 
sich hat, so ist die für die größte Summe 
abgegebene Stimme der für die zunächst 
geringere abgegebenen hinzuzurechnen. 

(7) Das Gutachten ist von den Sachverständigen 
und, wenn ein Beauftragter des Versicherers an 
der Besichtigung teilgenommen hat, zur 
Anerkennung der Beteiligung auch von diesem zu 
unterschreiben. 

(8) Die von den Sachverständigen getroffene 
Feststellung ist nicht verbindlich, wenn sie 
offenbar von der wirklichen Sachlage erheblich 
abweicht. Die Feststellung erfolgt in diesem Falle 
durch Urteil. Wenn die Sachverständigen die 
Feststellung nicht treffen können oder wollen 
oder sie ungebührlich verzögern, so ist die 
Ernennung anderer Sachverständiger gemäß 
den Bestimmungen der Absätze 2 bis 4 
herbeizuführen. 

(9) Der Versicherer kann die Zahlung verweigern, bis 
der Schaden gemäß den vorstehenden 
Bestimmungen festgestellt ist. Ist die gehörige 
Feststellung infolge eines Umstandes 
unterblieben, den der Versicherungsnehmer nicht 
zu vertreten hat, so kann der Versicherer die 
Zahlung verweigern, bis der Schaden in anderer 
geeigneter Weise festgestellt ist. 

(10) Der für den Bezirk des Havarieorts bestellte 
Havariekommissar des Versicherers gilt als 
bevollmächtigt, Erklärungen des 
Versicherungsnehmers, welche die Feststellung 
des Teilschadens betreffen, entgegenzunehmen 
und Geschäfte und Rechtshandlungen solcher 
Art für den Versicherer vorzunehmen. 

75. Ausbesserung 

(1) Nach Feststellung eines Teilschadens ist das 
Schiff unverzüglich auszubessern. Der 
Versicherungsnehmer hat in Ansehung der 
Ausbesserung auch das Interesse des 
Versicherers wahrzunehmen. Vor dem 
Abschlusse des Ausbesserungsvertrags ist der 
Versicherer unter Vorlegung eines 
Vertragsentwurfs wenn tunlich zu hören. 

(2) Der Versicherer kann die Ausbesserung 
beaufsichtigen. Der Versicherungsnehmer hat 
dem Versicherer auf Verlangen über den Stand 
der Ausbesserung Auskunft zu erteilen und nach 
der Ausbesserung über die durch sie erforderten 
Aufwendungen Belege vorzulegen, insbesondere 
auch mitzuteilen, welche Abzüge oder Nachlässe 
von den in den Belegen angegebenen Beträgen 
ihm bewilligt sind. 

(3) Die Ersatzpflicht des Versicherers wird durch die 
für die Ausbesserung aufgewendeten Kosten 
bestimmt. Übersteigt der Gesamtbetrag dieser 
Kosten den von den Sachverständigen 

geschätzten Betrag, so wird die Ersatzpflicht 
durch den geschätzten Betrag bestimmt. Von 
diesen Beträgen werden abgezogen: 
1.zunächst ein Betrag, der dem aus dem 

Unterschiede zwischen neu und alt sich 
ergebenden Minderwert entspricht; 

2.demnächst ein Betrag, der dem Werte der 
durch neue ersetzten Sachen entspricht. Der 
Wert dieser Sachen ist auf Verlangen des 
Versicherers durch öffentliche Versteigerung 
festzustellen. 

(4) Dem Versicherer fallen auch die Aufwendungen 
zur Last, deren es bedarf, um das Schiff an den 
Ort, an dem es ausgebessert werden soll, zu 
bringen und erforderlichenfalls zurückzubringen. 
Das gleiche gilt von den Aufwendungen, die der 
Versicherungsnehmer zur Beschaffung der für 
die Ausbesserung erforderlichen Gelder macht. 

(5) Der Versicherungsnehmer kann, wenn ein 
wichtiger Grund, der in seinen besonderen 
Verhältnissen liegt und von ihm nicht zu vertreten 
ist, vorliegt, unter Angabe dieses Grundes 
unverzüglich nach Feststellung des Schadens 
dem Versicherer erklären, dass er das Schiff nicht 
ausbessern werde; als ein wichtiger Grund ist es 
auch anzusehen, wenn der 
Versicherungsnehmer das Schiff vor dem 
Beginne der Ausbesserung veräussert, ohne 
dass der Erwerber in das 
Versicherungsverhältnis eintritt. Die Ersatzpflicht 
des Versicherers wird in diesem Falle durch den 
festgestellten Betrag des Schadens bestimmt. 
Von diesem Betrag ist der im Absatze 3 Nr. 1 
bezeichnete Betrag und ein Betrag, der dem im 
Absatze 3 Nr. 2 bezeichneten Werte entspricht, 
abzuziehen. 

(6)  Streitigkeiten darüber, ob ein wichtiger Grund im 
Sinne des Absatzes 5 vorliegt, werden durch ein 
Schiedsgericht entschieden. Jede Partei hat 
einen Schiedsrichter zu ernennen. Können die 
Schiedsrichter sich nicht einigen, so erwählen sie 
einen Obmann. Können sie sich auch über die 
Person des Obmanns nicht einigen, so wird der 
Obmann von dem zur Vertretung des 
Handelsstandes berufenen Organ ernannt, in 
dessen Bezirk sich die gerwerbliche 
Niederlassung des Versicherers oder seines 
Vertreters befindet, von der aus der Vertrag 
geschlossen ist. 

76. Unterschied zwischen neu und alt 

(1) Bei der Berücksichtigung des aus dem 
Unterschiede zwischen neu und alt sich 
ergebenden Minderwerts ist nach den 
Bestimmungen der Absätze 2 bis 7 zu verfahren. 

(2) Soweit nicht ein anderes bestimmt ist, wird ein 
Drittel abgezogen. 

(3) Bei eisernen Schiffen wird in Ansehung der 
Eisen- oder Zementteile nichts abgezogen; wenn 
der Schaden während der ersten zehn Jahre seit 
der ersten Eintragung des Schiffes in das 
Schiffsregister entsteht. Entsteht der Schaden 
während der nächsten fünf Jahre, so wird ein 
Sechsteil, entsteht er später, so wird ein Dritteil 
abgezogen. Können die beschädigten Teile 
gelascht oder gerichtet werden, so muss die 
Ausbesserung auf diese Weise erfolgen, es sei 
denn, dass die Erneuerung der Teile zum Zwecke 
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der Erhaltung der Schiffsklasse erforderlich ist. 
Werden Teile gelascht oder gerichtet, so wird 
nichts abgezogen. Muss der Boden geschrapt 
oder gestrichen werden, so wird ein Dritteil 
abgezogen; entsteht der Schaden nach Ablauf 
von sechs Monaten seit Vornahme dieser 
Arbeiten, so wird nichts vergütet. In Ansehung der 
hölzernen Teile finden die für hölzerne Schiffe 
geltenden Bestimmungen Anwendung. 

(4) Bei hölzernen und kompositen Schiffen wird in 
Ansehung der Metallhaut und der Kalfaterung 
nichts abgezogen, wenn der Schaden während 
des ersten Jahres seit der Umlegung oder 
Kalfaterung entsteht. Entsteht der Schaden 
während des zweiten Jahres, so wird ein Dritteil, 
entsteht er im dritten Jahr, so werden zwei 
Dritteile abgezogen, entsteht er später, so wird 
nichts vergütet. In Ansehung des Schiffskörpers 
und der Masten des Schiffes wird nichts 
abgezogen, wenn der Schaden während des 
ersten Jahres seit dem Zeitpunkt, in dem das 
Schiff zu Wasser gelassen ist, entsteht; das 
gleiche gilt in Ansehung einzelner Teile des 
Schiffskörpers, der Masten oder einzelner 
Zubehörstücke; wenn der Schaden auf einer 
Reise entsteht, vor deren Beginn die Sachen neu 
waren. 

(5) Bei Maschinenschäden wird, wenn der Schaden 
während der ersten drei Jahre seit der 
Inanspruchnahme des beschädigten oder 
verlorengegangenen Teiles entsteht, nichts, 
wenn er während der nächsten drei Jahre 
entsteht, ein Sechsteil, wenn er später entsteht, 
ein Dritteil abgezogen. 

(6) Bei Kesselschäden wird, wenn der Schaden 
während des ersten Jahres seit der 
Ingebrauchnahme entsteht, nichts, wenn er 
später entsteht, für jedes Jahr, in dem der Kessel 
gebraucht ist, je ein Zehnteil abgezogen. Ist der 
Kessel während zehn Jahre gebraucht, so wird 
nichts vergütet. 

(7) Bei Schäden an Ankern wird nichts abgezogen. 
Bei Schäden an Ankerketten wird, wenn der 
Schaden wärend des ersten Jahres seit der 
Ingebrauchnahme entsteht, nichts, im übrigen ein 
Sechsteil abgezogen. 

(8) Kosten, die durch Maler- oder Glaserarbelten 
entstehen, werden, soweit nicht ein anderes 
bestimmt ist, nicht vergütet. 

77. Reparaturunfähigkeit, Reparaturunwürdigkeit 

(1) Der Versicherungsnehmer kann das Schiff 
öffentlich versteigern lassen und den Unterschied 
zwischen der Versicherungssumme und dem 
Erlöse verlangen, wenn das Schiff infolge des 
Versicherungsfalls reparaturunfähig und die 
Reparaturunfähigkeit auf die im § 74 bestimmte 
Weise festgestellt ist. Das Schiff gilt als 
reparaturunfähig, wenn die Ausbesserung des 
Schiffes überhaupt nicht möglich ist oder an dem 
Orte, an dem das Schiffe sich befindet, nicht 

bewerkstelligt, das Schiff auch nicht nach dem 
Orte, an dem die Ausbesserung möglich ist, 
gebracht werden kann. Der 
Versicherungsnehmer muss sich den Wert 
desjenigen anrechnen lassen, was er anderweit 
zur Ausgleichung des Schadens erlangt hat und 
was infolge eines dem Versicherer nicht zur Last 
fallenden Umstandes verlorengegangen oder 
beschädigt ist. Die Versicherung endigt erst mit 
der Versteigerung; dem Versicherer gebührt eine 
der längeren Dauer der Versicherung 
entsprechende Prämie. 

(2) Das gleiche gilt, wenn das Schiff infolge des 
Versicherungsfalls reparaturunwürdig und die 
Reparaturunwürdigkeit auf die im § 74 bestimmte 
Weise festgestellt ist. Das Schiff gilt als 
reparaturunwürdig, wenn die gemäß § 74 
geschätzten Ausbesserungskosten ohne 
Berücksichtigung des aus dem Unterschiede 
zwischen neu und alt sich ergebenden 
Minderwerts mehr betragen als der 
Versicherungswert. 

(3) Das gleiche gilt auch, wenn sich die 
Reparaturunfähigkeit oder die 
Reparaturunwürdigkeit erst später, insbesondere 
bei der Ausbesserung, ergibt und gemäß § 74 
unverzüglich festgestellt wird. Der Versicherer 
hat in diesem Falle die durch die Ausbesserung 
entstandenen Kosten insoweit zu ersetzen, als 
infolge der Ausbesserung ein höherer Erlös 
erzielt worden ist. Die Bestimmung des Absatzes 
1 letzter Satz findet keine Anwendung. 

(4) Die in den Absätzen 1 bis 3 bezeichneten Rechte 
erlöschen, wenn der Versicherungsnehmer sie, 
sobald ihre Voraussetzungen vorliegen und er 
hiervon Kenntnis erlangt, nicht unverzüglich 
ausübt. 

78. Mittelbarer Kollisionsschaden 

(1) Der Versicherer haftet auch für einen Schaden, 
den der Versicherungsnehmer im Falle eines 
Zusammenstosses von Schiffen dadurch erleidet, 
dass er den einem Dritten entstandenen Schaden 
zu ersetzen hat. 

(2) Der Schaden ist im Verhältnis des Schiffswertes 
zu demjenigen Werte zu ersetzen, der sich aus 
dem Schiffswert und der Fracht ergibt. 

79. Sonstige auf das Schiff sich beziehende 
Versicherungen 

Die Bestimmungen dieses Titels finden, soweit 
nicht ein anderes bestimmt ist, im Falle einer 
anderen auf das Schiff sich beziehenden 
Versicherung entsprechende Anwendung. 
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Zweiter Titel 

Güterversicherung 

Die §§ 80 bis 99 werden ersetzt durch die Besonderen Bestimmungen für die Güterversicherung (ADS 
Güterversicherung 1973 in der Fassung 1984) und die Bestimmungen für die laufende Versicherung. 

 
Dritter Titel 

Versicherung von Imaginärem Gewinn und Provision 
 
100.Taxe 

(1) Ist imaginärer Gewinn versichert und der Gewinn 
nicht besonders taxiert, so gilt die 
Versicherungssumme als Taxe. 

(2) Der Versicherer kann eine Herabsetzung der 
Taxe verlangen, wenn die Taxe den Gewinn 
übersteigt, der bei der Schließung des Vertrags 
nach käufmännischer Berechnung 
möglicherweise zu erwarten war. 

101. Gemeinschaftliche Güter- und 
Gewinnsicherung 

 Im Falle einer gemeinschaftlichen Versicherung 
der Güter und des Gewinns gelten 10% des 
Versicherungswerts der Güter als 
Versicherungswert des Gewinns. Ist der 
Versicherungswert taxiert, so gelten 10% der 
Taxe als Taxe des Gewinns. 

102. Laufende Versicherung 

 Ist eine laufende Versicherung genommen, so 
kann der Versicherungsnehmer auch einen 
Gewinn aufgeben, der den im Vertrage 
bestimmten Gewinn übersteigt. Der 
Versicherer ist jedoch von der Verpflichtung zur 
Leistung des übersteigenden Betrags frei, 
wenn der Versicherungsnehmer bei der 
Aufgabe wusste oder wissen musste, dass die 
Reise einen ungünstigen Verlauf genommen 
hatte. Erfolgt die Aufgabe durch einen Vertreter 
oder für fremde Rechnung, so finden die 

Bestimmungen der §§ 22 und 57 
entsprechende Anwendung. 

103. Verlust der Güter. Anrechnung auf die 
Versicherungssumme. Beschädigung der 
Güter 

(1) Als total verloren gelten die Güter auch, wenn sie 
aus einem anderen Grunde als infolge eines 
Totalverlustes den Bestimmungsort nicht 
erreichen. 

(2) Werden die Güter während der Reise verkauft 
und beträgt der Erlös mehr als der 
Versicherungswert der Güter, so muss der 
Versicherungsnehmer sich den Mehrbetrag auf 
die Versicherungssumme anrechnen lassen. Das 
gleiche gilt, wenn gemäß der §§ 611 und 612 des 
Handelsgesetzbuches Ersatz geleistet wird und 
der Betrag des Ersatzes den Versicherungswert 
übersteigt. 

(3) Im Falle einer Beschädigung der Güter kann der 
Versicherungsnehmer den Teil der 
Versicherungssumme verlangen, der dem im § 
93 Abs. 14 bezeichneten Wertverhältnis 
entspricht. 

104. Provision 

 Auf die Versicherung der im Falle der Ankunft 
der Güter am Bestimmungsorte zu 
verdienenden Provision finden die 
Bestimmungen dieses Titels entsprechende 
Anwendung. Jedoch gelten in den Fällen des § 
101 nur 2% als versiche

 
 

Vierter Titel  

Versicherung von Fracht, Schiffsmiete und Überfahrtsgeld 

105. Umfang der Haftung des Frachtversicherers 

(1) Im Falle einer Frachtversicherung finden auf den 
Umfang der Haftung des Versicherers die für die 
Kaskoversicherung geltenden Bestimmungen 
des ersten Titels sowie die Bestimmungen des § 
85 Abs. 15 und § 86[6] über die Haftung des 
Versicherers im Falle einer Deckladung und eines 
durch die natürliche Beschaffenheit der Güter 
oder ähnliche Umstände entstandenen Schadens 
entsprechende Anwendung, soweit nicht in 
diesem Titel ein anderes bestimmt ist. 

(2) Unfälle, von denen das Schiff betroffen wird, 
fallen dem Versicherer nur insoweit zur Last, als 
zur Zeit des Unfalls der Frachtvertrag 
abgeschlossen ist oder die Güter, falls sie für 
Rechnung des Reeders verschifft werden sollen, 
sich an Bord befinden. 

(3) Haben die Güter die Eigenschaft, im Wasser zu 
schmelzen, so ist anzunehmen, dass das Maß, 
das Gewicht oder die Menge der abgelieferten 

Güter für den Betrag der Fracht maßgebend sein 
soll. 

(4) Im Falle einer Zeitversicherung trägt der 
Versicherer nicht die Gefahren, denen die Fracht 
während einer Zureise ausgesetzt ist. 

(5) Bei der Versicherung von Zeitfracht haftet der 
Versicherer nicht für einen Frachtverlust, der 
durch eine Verzögerung des Antritts oder der 
Vollendung einer Reise verursacht wird. 

106.Dauer der Frachtversicherung 

 Die Frachtversicherung beginnt und endigt in 
Ansehung der Gefahren, denen das Schiff 
ausgesetzt ist, gemäß den für die 

Kaskoversicherung geltenden Bestimmungen 
des ersten Titels. In Ansehung der Gefahren, 
denen die Güter ausgesetzt sind, beginnt die 
Versicherung mit der Aufnahme der Güter an 
Bord; sie endigt gemäß den für die 
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Güterversicherung geltenden Bestimmungen des 
zweiten Titels. 

107. Versicherungswert der Fracht 

(1) Als Versicherungswert der Fracht gilt der Betrag 
der im Frachtvertrage vereinbaren Fracht und in 
Ermangelung einer Vereinbarung über die Höhe 
der Fracht oder, soweit Güter für Rechnung des 
Reeders verschifft sind, der Betrag, der am Orte 
und zur Zeit der Abladung üblichen Fracht. 

(2) Ist die Nettofracht versichert, so beträgt der 
Versicherungswert zwei Dritteile der Bruttofracht. 

(3) Eine Taxe gilt nur als Versicherungssumme. 

108.Schiffsmiete 

(1) Bei der Versicherung von Schiffsmiete haftet der 
Versicherer nicht für einen Verlust, der durch eine 
Verzögerung des Antritts oder der Vollendung 
einer Reise verursacht wird. 

(2) Als Versicherungswert gilt der Betrag der in dem 
Schiffsmietvertrage vereinbarten Vergütung und 
in Ermangelung einer Vereinbarung über die 
Höhe der Vergütung der Betrag der üblichen 
Vergütung. 

(3) Eine Taxe gilt nur als Versicherungssumme. 

 

 109. Überfahrtsgeld 

(1) Auf die Versicherung von Überfahrtsgeld finden 
die für die Frachtversicherung geltenden 
Bestimmungen der §§ 105 bis 107 
entsprechende Anwendung, soweit nicht in den 
Absätzen 2 und 3 ein anderes bestimmt ist. 

(2) Die Versicherung beginnt und endigt gemäß den 
für die Kaskoversicherung geltenden 
Bestimmungen des ersten Titels. 

(3) Der Versicherer haftet auch für einen Schaden, 
der dadurch verursacht wird, dass infolge eines 
dem Versicherer zur Last fallenden Unfalls der 
Versicherungsnehmer die Reisenden in einem 
Zwischenhafen landen, gemäß den für den 
Überfahrtsvertrag geltenden gesetzlichen 
Vorschriften den Reisenden dort Unterhalt 
gewähren, sie in anderer als der im Vertrage 
bestimmten Weise weiterbefördern oder ihnen für 
den am Reisegut entstandenen Schaden Ersatz 
leisten muss. 

 
 

Fünfter Titel 

Versicherung von Bodmerei-, Haverei- und ähnlichen Geldern 

 
110. Versicherungswert. Verlust. Übergang von 

Rechten 

(1) Als Versicherungswert einer Forderung, zu deren 
Deckung ein den Gefahren der See ausgesetzter 
Gegenstand dient, gilt der Betrag der Forderung 
unter Hinzurechnung der gesetzlichen oder 
vereinbarten Zinsen, bei der Versicherung von 
Bodmereigeldern unter Hinzurechnung der 
Bodmereiprämie. Hat der Gegenstand bei dem 
Beginne der Versicherung einen geringeren 
Wert, so ist dieser maßgebend. 

(2) Der Versicherer hat die Versicherungssumme zu 
zahlen, soweit der zur Deckung der Forderung 
dienende Gegenstand infolge eines dem 
Versicherer zur Last fallenden Unfalls zur 
Deckung nicht ausreicht. 

(3) Soweit der Versicherer dem 
Versicherungsnehmer einen Schaden ersetzt, 
geht die Forderung auf den Versicherer über. Auf 

den Übergang finden die Bestimmungen der §§ 
45 und 46 entsprechende Anwendung. 

111. Umfang der Haftung des Versicherers 

Bei der Versicherung von Bodmereigeldern ist 
anzunehmen, dass Schiff, Fracht und Ladung 
verbodmet sind, und bei der Versicherung von 
Havereigeldern, dass Schiff und Fracht zur 
Deckung dienen. 

112. Dauer der Versicherung 

Bei der Versicherung von Bodmerei- oder 
Havereigeldern beginnt die Versicherung mit 
dem Zeitpunkt, an dem der 
Versicherungsnehmer sich zur Gewährung der 
Gelder verpflichtet. Hat der 
Versicherungsnehmer selbst die Havereigelder 
aufgewendet, so ist der Zeitpunkt der 
Aufwendung maßgebend. 

 

 

Dritter Abschnitt 

Besondere Vereinbarungen (Klauseln)  

113. „Frei von Beschädigung“ 

 Der Versicherer haftet nicht für eine 
Beschädigung und bei einer Versicherung, die 
sich auf die Güter bezieht, auch nicht dafür, dass 
die Güter infolge der Beschädigung 
verlorengehen, insbesondere in ihrer 
ursprünglichen Beschaffenheit zerstört werden. 
Er haftet jedoch für Aufopferungen, die in einer 
Beschädigung bestehen. 

114.„Frei von Beschädigung außer im 
Strandungsfall“ 

(1) Der Versicherer haftet für eine Beschädigung nur 
im Falle einer Strandung. Eine Beschädigung, die 
durch die Strandung entstanden sein kann, gilt im 
Zweifel als durch sie verursacht. Im Übrigen 
finden die Bestimmungen des § 113 
entsprechende Anwendung. 
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(2) Eine Strandung liegt vor, wenn das Schiff auf 
Grund gerät und nur durch außergewöhnliche 
Maßregeln abgebracht werden kann; als 
außergewöhnliche Maßregel gilt es 
insbesondere, wenn die Masten gekappt oder 
Güter gelöscht oder geworfen werden oder 
ungewöhnlich hohe Flut abgewartet wird, 
dagegen nicht, wenn das Schiff auf seinen 
Ankern windet, die Segel backgestellt werden 
oder die Schraube rückwärts schlägt. Als eine 
Strandung ist es auch anzusehen, wenn das 
Schiff kentert, sinkt, scheitert, mit anderen 
Fahrzeugen zusammenstößt oder beschossen 
wird oder wenn auf dem Schiffe ein Brand oder 
eine Explosion stattfindet. 

(3) Bei einer Versicherung, die sich auf die Güter 
bezieht, ist es als eine Strandung anzusehen, 
wenn das Schiff auf Grund stößt oder auf Grund 
festgerät oder mit anderen Sachen 
zusammenstößt oder durch Eis beschädigt wird 
oder wenn einer der im Absatz 2 Satz 2 
bezeichneten Fälle vorliegt. Der Versicherer 
haftet jedoch nur, wenn der Schiffskörper infolge 
des Unfalls so erheblichen Schaden gelitten hat, 
dass die Beschädigung der Güter durch den 
Unfall verursacht sein kann. Ist streitig, ob ein 
Brandschaden durch Selbstentzündung der 
Güter verursacht ist, so trifft die Beweislast den 
Versicherungsnehmer. 

115.  „Frei von Bruch" 

 Der Versicherer haftet nicht für eine 
Beschädigung infolge Zerbrechens. Im Übrigen 
finden die Bestimmungen des § 113 
entsprechende Anwendung. 

116. „Frei von Bruch außer im Strandungsfall“ 

 Der Versicherer haftet für eine Beschädigung 
infolge Zerbrechens nur im Falle einer 
Strandung. Im Übrigen finden die 
Bestimmungen des § 114 entsprechende 
Anwendung. 

117. „Frei von gewissen Prozenten“ 

 Die Bestimmungen des § 34 über die Haftung 
des Versicherers im Falle eines 3% des 
Versicherungswerts nicht erreichenden 
Schadens finden entsprechende Anwendung. 

118. „Frei von gewissen ersten Prozenten“ 

 Der Versicherer haftet für einen Schaden nur, 
soweit dieser die im Vertrage bestimmten 
Prozente des Versicherungswerts übersteigt. 

119. „Frei von Kriegsmolest” 

 Der Versicherer ist von der Verpflichtung zur 
Leistung frei, wenn die Gefahr eines Krieges 
Einfluss auf die Reise zu üben beginnt, 
insbesondere wenn der Antritt oder die 
Fortsetzung der Reise durch Kriegsschiffe, 
Kaper, Minen oder Blockade behindert oder 
infolge der Kriegsgefahr aufgeschoben wird 
oder wenn infolge der Kriegsgefahr das Schiff 
vom Wege abweicht oder der Kapitän die freie 
Führung des Schiffes verliert. 

120. „Für behaltene Ankunft“, „Für behaltene 
Fahrt“  

(1) Die Versicherung endigt mit dem Zeitpunkt, in 
dem das Schiff im Bestimmungshafen am 
gehörigen Orte den Anker hat fallen lassen oder 
befestigt ist. 

(2) Bei einer Versicherung; die sich auf das Schiff 
bezieht, haftet der Versicherer nur, wenn das 
Schiff vor dem im Absatz 1 bestimmten 
Zeitpunkte total verlorengeht oder gemäß § 72 
oder § 73 abandonniert oder gemäß § 77 
versteigert wird. 

(3) Bei einer Versicherung, die sich auf die Güter 
bezieht, haftet der Versicherer nur, soweit die 
Güter den Bestimmungsort nicht erreichen. 

(4) Der Versicherer haftet nicht für Beiträge zur 
großen Haverei und Aufopferungen sowie für die 
im § 32 und im § 95 Abs. 36 bezeichneten 
Aufwendungen und Kosten. 

121. „Nur für Kriegsgefahr” 

(1) Der Versicherer trägt nur die Gefahr eines 
Krieges. Er haftet insbesondere für einen 
Schaden, der durch eine durch den Krieg 
veranlasste Maßnahme einer, sei es 
anerkannten, sei es nicht anerkannten, 
kriegführenden Macht, namentlich für einen 
Schaden, der dadurch verursacht wird, dass die 
versicherte Sache angehalten, aufgebracht, 
genommen, zurückgehalten, angefordert, 
beschlagnahmt oder durch die in Anlass des 
Krieges gelegten Minen oder infolge anderer 
Maßnahmen beschädigt oder vernichtet wird; den 
Maßnahmen einer kriegführenden Macht stehen 
diejenigen einer anderen Macht gleich, wenn 
diese binnen sechs Monaten nach der 
Maßnahme in den Krieg eintritt. 

(2) Im Übrigen finden die Bestimmungen, die im Falle 
einer die Kriegsgefahr ausschließenden 
Versicherung gelten, mit den aus den Absätzen 3 
bis 7 sich ergebenden Maßgaben entsprechende 
Anwendung. 

(3) Der Versicherer haftet nicht für Kosten, die 
dadurch entstehen, dass infolge der Kriegsgefahr 
das Schiff die Reise nicht antritt oder nicht 
fortsetzt oder einen Hafen anläuft oder die Güter 
ausgeladen, gelagert und anderweit 
weiterbefördert werden, und zwar auch nicht 
insoweit, als sie zur großen Haverei gehören. 

(4) Die Verpflichtung des Versicherers zur Leistung 
bleibt in den Fällen des § 35 Abs. 2 und 3 
bestehen, jedoch unbeschadet der Verringerung 
seiner Haftung im Falle des § 35 Abs. 3 Satz 2. 

(5) Bei einer Versicherung, die sich auf das Schiff 
bezieht, haftet der Versicherer nicht für einen 
Schaden, der dadurch verursacht wird, dass sich 
Bannware an Bord befindet. Die Haftung des 
Versicherers bleibt jedoch bestehen, wenn der 
Versicherungsnehmer weder wusste noch 
wissen musste, dass sich Bannware an Bord 
befand. Bleibt die Haftung bestehen, so gebührt 
dem Versicherer eine Zuschlagsprämie. 

(6) Als total verloren gilt das Schiff gemäß § 71 Abs. 
2 insbesondere, wenn es für gute Prise erklärt 
wird. Die Bestimmungen des § 72 über die 
Verschollenheit des Schiffes finden gemäß § 73 
insbesondere dann Anwendung, wenn das Schiff 
von einer kriegführenden Macht oder einer 
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anderen ihr nach Absatz 1 Satz 2 
gleichstehenden Macht angehalten, aufgebracht, 
genommen, zurückgehalten, angefordert oder 
beschlagnahmt wird; jedoch tritt an die Stelle der 
im § 73 Satz 2 bezeichneten Frist eine solche von 
sechs Monaten. 

(7) Ist die Versicherung auf Güter aller Art 
genommen, so bezieht sie sich nicht auf Sachen, 
die zur Zeit des Beginns der Versicherung 
Bannware sind. Dies gilt insbesondere im Falle 
einer laufenden Versicherung. Die Haftung des 
Versicherers bleibt jedoch bestehen, wenn der 
Versicherungsnehmer weder wusste noch 
wissen musste, dass die Ware Bannware ist. 
Bleibt die Haftung bestehen, so gebührt dem 
Versicherer eine Zuschlagsprämie. 

122. „Auch für Kriegsgefahr“ 

(1) Der Versicherer trägt auch die Gefahr eines 
Krieges. 

(2) Liegen die Voraussetzungen, unter denen der 
Versicherer wegen einer Verletzung der 
Anzeigepflicht oder wegen einer Gefahränderung 
von der Verpflichtung zur Leistung frei ist, nur in 
Ansehung der Kriegsgefahr vor, so trägt der 
Versicherer die übrigen Gefahren (§ 35), liegen 
sie nur in Ansehung dieser vor, so trägt er die 
Kriegsgefahr (§ 121), wenn nicht anzunehmen ist, 
dass er diese Gefahren allein unter den gleichen 
Bestimmungen nicht übernommen haben würde. 

(3) Im Übrigen finden die Bestimmungen des § 121 
entsprechende Anwendung, jedoch mit der 
Maßgabe, dass die Bestimmungen des § 35 Abs. 
4 über eine Zuschlagsprämie im Falle einer 
Änderung der Gefahr infolge der Kriegsgefahr 
unberührt bleibt. 

123. „Nur für Totalverlust“ 

Der Versicherer haftet nur dafür, dass die Sache, 
auf die sich die Versicherung bezieht, total 
verlorengeht, verschollen ist oder durch  

Verfügung von hoher Hand angehalten oder 
durch Seeräuber genommen wird, und bei einer 
Versicherung, die sich auf das Schiff bezieht, 
auch in den Fällen der Reparaturunfähigkeit oder 
Reparaturunwürdigkeit des Schiffes. Er haftet 
nicht für Beiträge zur großen Haverei und 
Aufopferungen sowie für die im § 32 und § 95 
Abs. 37 bezeichneten Aufwendungen und Kosten. 
Bei einer Versicherung, die sich auf die Güter 
bezieht, haftet er auch nicht dafür, dass die Güter 
infolge einer Beschädigung verlorengehen, 
insbesondere in ihrer ursprünglichen 
Beschaffenheit zerstört werden. 

124. „Von Haus zu Haus” 

(1) Die Versicherung beginnt mit dem Zeitpunkt, 
in dem die Güter am Abladungsorte zum 
Zwecke der Beförderung auf der versicherten 
Reise von der Stelle, an der sie bisher 
aufbewahrt wurden, entfernt werden. 

(2) Die Versicherung endigt mit dem Zeitpunkt, in 
dem die Güter am Ablieferungsort an die 
Stelle gebracht werden, die der Empfänger zu 
ihrer Aufbewahrung bestimmt hat. Sie endigt 
jedoch in Ansehung eines durch Brand, 
Explosion, Blitzschlag oder Erdbeben 
entstehenden Schadens spätestens mit dem 
Ablaufe des zehnten Tages nach dem Tage 
der Löschung; das gleiche gilt in Ansehung 
eines anderen Schadens, es sei denn, dass 
die Beförderung der Güter an die für sie 
bestimmte Stelle nicht verzögert wird. 

(3) Im Übrigen finden, soweit die Beförderung der 
Güter auf Binnengewässern oder zu Lande 
ausgeführt wird, diese Bedingungen 
entsprechende Anwendung. 

 

 

Vierter Abschnitt 

Schlußbestimmungen 

 
125. See- und Binnenreise 

Ist die Versicherung für eine Reise genommen, 
die teils zur See, teils auf Binnengewässern oder 
zu Lande ausgeführt wird, so finden diese 
Bedingungen auf die Versicherung, soweit sie die 
Reise auf Binnengewässern oder zu Lande 
betrifft, entsprechend Anwendung. 

126. Anwendbarkeit des deutschen Rechtes und 
der Vorschriften über die 
Transportversicherung  

Für das Versicherungsverhältnis ist das deutsche 
Recht maßgebend. Jedoch finden die 
Vorschriften über die Transportversicherung 
insoweit, als sie durch Vertrag abgeändert 
werden können, keine Anwendung. 

127. Gerichtsstand 

Für die Entscheidung von Streitigkeiten, die aus 
dem Versicherungsverhältnis entstehen, ist 
ausschließlich das Gericht zuständig, bei dem der 
Versicherer seinen allgemeinen Gerichtsstand 
hat. Ist jedoch der Vertrag durch einen Vertreter 
des Versicherers von einer gewerblichen 
Niederlassung aus geschlossen, die der 
Versicherer oder der Vertreter an einem zum 
Bezirke des bezeichneten Gerichts nicht 
gehörenden Orte hatte, so ist auch das Gericht 
dieses Ortes zuständig. 

 

 
1 In der Güterversicherung gilt § 35 Abs. (1) in der Fassung der Kriegsausschlußklausel (Ziffer 1.1.2.1 

Besondere Bestimmungen für die Güterversicherung [ADS Güterversicherung 1973 in der Fassung 1984]). 

2 Ergänzt und z. T abgeändert durch die DTV-Kaskoklauseln 1978 (in der Fassung vom November 1982). 
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3 Siehe Ziffern 7.3.1 ADS Güterversicherung 1973 in der Fassung 1984. 

4 Siehe Ziffern 1.3.1 und 1.4.1.2.–5. ADS Güterversicherung 1973 in der Fassung 1984. [6] Siehe Ziffern 

1.3.1 und 1.4.1.2.–5. ADS Güterversicherung 1973 in der Fassung 1984. 
5 Siehe Ziffer 1.5.1.2 ADS Güterversicherung 1973 in der Fassung 1984. 

6 Siehe Ziffer 1.5.1.2 ADS Güterversicherung 1973 in der Fassung 1984. 
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Allgemeine Deutsche Seeversicherungsbedingungen 
ADS 

Besondere Bestimmungen für die Güterversicherung 
(ADS Güterversicherung 1973 in der Fassung 1984) 

 
1 Umfang der Versicherung 

1.1 Versicherte und nicht versicherte 
Gefahren 

1.1.1 Der Versicherer trägt alle Gefahren, denen 
die Güter während der Dauer der 
Versicherung ausgesetzt sind. 

1.1.2 Ausgeschlossen sind die Gefahren 
1.1.2.1 des Krieges, Bürgerkrieges oder 

kriegsähnlicher Ereignisse und solche, die 
sich unabhängig vom Kriegszustand aus 
der feindlichen Verwendung von 
Kriegswerkzeugen sowie aus dem 
Vorhandensein von Kriegswerkzeugen als 
Folge einer dieser Gefahren ergeben; 

1.1.2.2 von Streik, Aussperrung, Arbeitsunruhen, 
terroristischen oder politischen 
Gewalthandlungen, unabhängig von der 
Anzahl der daran beteiligten Personen, 
Aufruhr und sonstigen bürgerlichen 
Unruhen;  

1.1.2.3 der Kernenergie; 
1.1.2.4 der Beschlagnahme, Entziehung oder 

sonstiger Eingriffe von hoher Hand; 
1.1.2.5 der Zahlungsunfähigkeit und des 

Zahlungsverzuges des Reeders, Charterers 
oder Betreibers des Schiffes oder sonstiger 
finanzieller Auseinandersetzungen mit den 
genannten Parteien. 

1.1.3 Für den Einschluss der Gefahren gemäß 
Ziffer 1.1.2.1 bis 1.1.2.4 gelten die 
entsprechenden DTV-Klauseln. Sind sie 
dem Vertrag nicht beigefügt, so gelten die 
letzten vor Beginn der Versicherung im 
Bundesanzeiger veröffentlichten 
Fassungen.  

1.2 Deckungsformen 
 Volle Deckung (falls nichts anderes 

vereinbart)  
 Der Versicherer leistet ohne Franchise 

Ersatz für Verlust oder Beschädigung der 
versicherten Güter als Folge einer 
versicherten Gefahr.  

 Strandungsfalldeckung (falls vereinbart) 
 Der Versicherer leistet ohne Franchise 

Ersatz für Verlust oder Beschädigung der 
versicherten Güter als Folge der 
nachstehenden Ereignisse:  
a) Strandung; eine Strandung liegt vor, wenn 

das die Güter befördernde Schiff auf 
Grund stößt oder auf Grund festgerät, 
kentert, sinkt, scheitert, mit anderen 
Fahrzeugen oder Sachen zusammenstößt 
oder durch Eis beschädigt wird;  

b)  Unfall eines die Güter befördernden 
anderen Transportmittels;  

c) Einsturz von Lagergebäuden;  

d)  Brand, Blitzschlag, Explosion; Erdbeben, 
Seebeben, vulkanische Ausbrüche und 
sonstige Naturkatastrophen, Anprall oder 
Absturz eines Flugkörpers, seiner Teile 
oder seiner Ladung; 

e)  Überbordwerfen, Überbordspülen oder 
Überbordgehen durch schweres Wetter;  

f) Aufopferung der Güter;  
g)  Entladen, Zwischenlagern und Verladen 

von Gütern in einem Nothafen, der infolge 
des Eintritts einer versicherten Gefahr 
angelaufen wurde. Der Versicherer leistet 
ferner ohne Franchise Ersatz für: 
Totalverlust ganzer Kolli, ausgenommen 
Verlust infolge Beschädigung oder durch 
Abhandenkommen (z.B. Diebstahl, 
Unterschlagung, Nicht- oder 
Falschauslieferung) und Totalverlust 
ganzer Kolli infolge Beschädigung durch 
Unfall beim Be- und Entladen des Trans 
portmittels. 

1.3.  Besondere Fälle  
1.3.1.  Deckladungsgüter 

 Für Güter, die mit Zustimmung des 
Versicherungsnehmers auf Deck verladen 
sind, gilt nur die Strandungsfalldeckung. 
Güter in allseitig geschlossenen Containern 
oder Seeschiffsleichtern sind auf Deck zu 
den gleichen Bedingungen wie im Raum 
versichert. 

1.3.2.  Vorreise- oder Retourgüter  
Für Güter, die auf der versicherten Reise im 
Anschluß an eine andere Reise weiter- oder 
zurückbefördert werden (Vorreise- oder 
Retourgüter), gilt nur die 
Strandungsfalldeckung, es sei denn, daß 
dieser Umstand dem Versicherer bei 
Schließung des Vertrages angezeigt wurde 
oder ihm bekannt sein mußte oder daß der 
Schaden nur auf der versicherten Reise 
entstanden sein kann. 

1.3.3.  Beschädigte Güter  
Sind die Güter bei Beginn der versicherten 
Reise beschädigt, so leistet der Versicherer 
für einen Verlust oder eine Beschädigung 
nur Ersatz, wenn die bei Reisebeginn 
vorhandene Beschädigung ohne Einfluß auf 
den während der versicherten Reise 
eingetretenen Schaden war. 
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1.4 Nicht ersatzpflichtige Schäden 
1.4.1 Der Versicherer leistet keinen Ersatz für 

Schäden, verursacht durch 
1.4.1.1 eine Verzögerung der Reise; 
1.4.1.2 inneren Verderb oder die natürliche 

Beschaffenheit der Güter; 
1.4.1.3 handelsübliche Mengen-, Maß- und 

Gewichtsdifferenzen oder -verluste, die 
jedoch als berücksichtigt gelten, sofern 
hierfür eine Abzugsfranchise vereinbart ist;  

1.4.1.4 normale Luftfeuchtigkeit oder gewöhnliche 
Temperaturschwankungen; 

1.4.1.5 Fehlen oder Mängel handelsüblicher 
Verpackung. 

1.4.2 Der Versicherer leistet ferner keinen Ersatz 
für mittelbare Schäden aller Art. 

1.5 Versicherte Aufwendungen und Kosten 
1.5.1 Der Versicherer ersetzt 
1.5.1.1 den Beitrag, den der Versicherungsnehmer 

zur großen Haverei aufgrund einer nach 
Gesetz oder den York Antwerpener Regeln 
aufgemachten Dispache zu leisten hat, 
soweit durch die Haverei-Maßregel ein dem 
Versicherer zur Last fallender Schaden 
abgewendet werden sollte. Übersteigt der 
Beitragswert den Versicherungswert, so 
leistet der Versicherer vollen Ersatz bis zur 
Höhe der Versicherungssumme. Die 
Bestimmungen über die Unterversicherung 
bleiben unberührt.  

1.5.1.2 die Kosten der Umladung, der einstweiligen 
Lagerung sowie die Mehrkosten der 
Weiterbeförderung infolge eines 
versicherten Unfalls nach Beginn der 
Versicherung, soweit der 
Versicherungsnehmer sie nach den 
Umständen für geboten halten durfte oder 
soweit er sie gemäß den Weisungen des 
Versicherers aufwendet.  

1.5.1.3 Aufwendungen zur Abwendung oder 
Minderung des Schadens bei Eintritt des 
Versicherungsfalles und Kosten der 
Schadenfeststellung durch Dritte, soweit der 
Versicherungsnehmer sie nach den 
Umständen für geboten halten durfte oder 
soweit er sie gemäß den Weisungen des 
Versicherers macht.  

1.5.2 Der Versicherungsnehmer kann verlangen, 
daß der Versicherer für die Entrichtung von 
Beiträgen zur großen Haverei die 
Bürgschaft übernimmt und den für 
Aufwendungen zur Schadenabwendung 
und -minderung erforderlichen Betrag 
vorschießt. 

2 Gefahränderung 

2.1 Der Versicherungsnehmer darf die Gefahr 
ändern, insbesondere erhöhen, und die 
Änderung durch einen Dritten gestatten. 

2.2 Ändert der Versicherungsnehmer die 
Gefahr oder erlangt er von einer 
Gefahränderung Kenntnis, so hat er dies 
dem Versicherer unverzüglich anzuzeigen.  

2.3 Als eine Gefahränderung ist es 
insbesondere anzusehen, wenn  
- der Antritt oder die Vollendung der 

versicherten Reise erheblich verzögert 
wird  

- von dem angegebenen oder üblichen 
Reiseweg erheblich abgewichen wird  

- der Bestimmungshafen geändert wird  
 die Güter in Leichterfahrzeugen befördert 

werden, ohne dass dies ortsüblich ist  
- die Güter an Deck verladen werden. 

2.4 Hat der Versicherungsnehmer eine 
Gefahrerhöhung nicht angezeigt, so ist der 
Versicherer von der Verpflichtung zur 
Leistung frei, es sei denn, die Verletzung 
der Anzeigepflicht beruhte weder auf 
Vorsatz noch auf grober Fahrlässigkeit oder 
die Gefahrerhöhung hatte weder Einfluß auf 
den Eintritt des Versicherungsfalles noch 
auf den Umfang der Leistungspflicht des 
Versicherers. 

2.5 Dem Versicherer gebührt für 
Gefahrerhöhungen eine zu vereinbarende 
Zuschlagprämie, es sei denn, die 
Gefahrerhöhung war durch das Interesse 
des Versicherers oder durch ein Gebot der 
Menschlichkeit veranlaßt oder durch ein 
versichertes, die Güter bedrohendes 
Ereignis geboten. 

3 Transportmittel 

3.1 Für Transporte mit Seeschiffen gilt die 
DTVKlassifikations- und Altersklausel. 

3.2.1 Transporte mit anderen Transportmitteln 
sind nur versichert, wenn diese für die 
Aufnahme und Beförderung der 
versicherten Güter geeignet sind. 
Binnenschiffe sind als geeignet anzusehen, 
wenn sie von einem anerkannten 
Klassifikationsregister entsprechend 
klassifiziert sind.  

3.2.2 Liegen diese Voraussetzungen nicht vor, 
sind die Transporte gleichwohl versichert, 
wenn der Versicherungsnehmer das 
Transportmittel oder den Spediteur oder 
den Frachtführer mit der Sorgfalt eines 
ordentlichen Kaufmannes ausgewählt hat. 
Erlangt der Versicherungsnehmer Kenntnis 
von der mangelnden Eignung des 
Transportmittels, so hat er unverzüglich 
Anzeige zu erstatten und eine zu 
vereinbarende Zuschlagsprämie zu 
entrichten. 

4 Änderung der Beförderung 

4.1 Werden die Güter mit einem Transportmittel 
anderer Art befördert als im 
Versicherungsvertrag vereinbart oder 
werden sie umgeladen, obwohl im 
Versicherungsvertrag direkter Transport 
vereinbart ist, so ist der Versicherer von der 
Verpflichtung zur Leistung frei. Das gleiche 
gilt, wenn ausschließlich ein bestimmtes 
Transportmittel oder ein bestimmter 
Transportweg vereinbart war.  

4.2 Die Leistungspflicht bleibt bestehen, wenn 
nach Beginn der Versicherung infolge eines 
versicherten Ereignisses oder ohne 
Zustimmung des Versicherungsnehmers 
die Beförderung geändert oder die Reise 
aufgegeben wird. Die Bestimmungen über 
die Gefahränderung sind entsprechend 
anzuwenden. 
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5 Dauer der Versicherung (von Haus zu 
Haus) 

5.1 Die Versicherung beginnt, sobald die Güter 
am Absendungsort zur Beförderung auf der 
versicherten Reise von der Stelle entfernt 
werden, an der sie bisher aufbewahrt 
wurden. 

5.2 Die Versicherung endet, je nachdem 
welcher Fall zuerst eintritt,  

5.2.1 sobald die Güter am Ablieferungsort an die 
Stelle gebracht sind, die der Empfänger 
bestimmt hat (Ablieferungsstelle); 

5.2.2 sobald die Güter nach dem Ausladen im 
Bestimmungsghafen an einen nicht im 
Versicherungsvertrag vereinbarten 
Ablieferungsort weiterbefördert werden, 
wenn durch die Änderung des 
Ablieferungsortes die Gefahr erhöht wird; 

5.2.3 sobald vom Versicherungsnehmer 
veranlaßte Zwischenlagerungen insgesamt 
30 Tage überschreiten; wird diese Frist vor 
Verladung auf das Seeschiff überschritten, 
ruht die Versicherung bis zur Fortsetzung 
des Transportes innerhalb von 90 Tagen; 

5.2.4 mit dem Ablauf von 60 Tagen nach dem 
Ausladen aus dem Seeschiff im 
Bestimmungshafen;  

5.2.5 mit dem Gefahrübergang, wenn die Güter 
wegen eines versicherten Ereignisses 
verkauft werden.  

6 Versicherungswert 

 Als Versicherungswert gilt der gemeine 
Handelswert oder in dessen Ermangelung 
der gemeine Wert der Güter am 
Absendungsort bei Beginn der 
Versicherung, zuzüglich der 
Versicherungskosten, der Kosten, die bis 
zur Annahme der Güter durch den 
Beförderer entstehen, und der endgültig 
bezahlten Fracht. 

7 Ersatzleistung 

7.1 Verlust der Güter 
 Gehen die Güter total verloren, werden sie 

dem Versicherungsnehmer ohne Aussicht 
auf Wiedererlangung entzogen oder sind 
nach der Feststellung von 
Sachverständigen in ihrer ursprünglichen 
Beschaffenheit zerstört, so kann der 
Versicherungsnehmer den auf sie 
entfallenden Teil der Versicherungssumme 
abzüglich des Wertes geretteter Sachen 
verlangen.  

7.2 Verschollenheit 
 Sind die Güter mit dem Transportmittel 

verschollen, so leistet der Versicherer 
Ersatz wie im Falle des Totalverlustes, es 
sei denn, daß mit überwiegender 
Wahrscheinlichkeit ein Verlust als Folge 
einer nicht versicherten Gefahr 
anzunehmen ist. Das Transportmittel ist 
verschollen, wenn vom Zeitpunkt seiner 
geplanten Ankunft 60 Tage, bei 
europäischen Binnenreisen 30 Tage, 
verstrichen sind und bis zur Reklamation 
keine Nachricht von ihm eingegangen ist. 
Kann die Nachrichtenverbindung durch 

Krieg, kriegsähnliche Ereignisse, 
Bürgerkrieg oder innere Unruhen gestört 
sein, so verlängert sich die Frist 
entsprechend den Umständen des Falles, 
höchstens jedoch auf 6 Monate.  

7.3 Beschädigung der Güter 
7.3.1 Werden die Güter oder Teile der Güter 

beschädigt, so ist der gemeine Handelswert 
und in dessen Ermangelung der gemeine 
Wert zu ermitteln, den die Güter im 
unbeschädigten Zustand am 
Ablieferungsort haben würden 
(Gesundwert), sowie der Wert, den sie dort 
im beschädigten Zustande haben. Ein dem 
Verhältnis des Wertunterschiedes zum 
Gesundwert entsprechender Bruchteil des 
Versicherungswertes gilt als Betrag des 
Schadens. 

7.3.2 Der Wert beschädigter Güter kann auch 
durch freihändigen Verkauf oder durch 
öffentliche Versteigerung festgestellt 
werden, wenn der Versicherer dies 
unverzüglich nach Kenntnis der für die 
Schadenhöhe erheblichen Umstände 
verlangt; in diesem Fall tritt der Bruttoerlös 
an die Stelle des Wertes der beschädigten 
Güter. Hat nach den Verkaufsbedingungen 
der Verkäufer vorzuleisten, so steht der 
Versicherer für die Zahlung des Kaufpreises 
ein, falls er den Verkaufsbedingungen 
zugestimmt hat.  

7.4 Wiederherstellung 
 Im Falle von Beschädigung oder Verlust von 

Teilen der Güter kann der 
Versicherungsnehmer anstelle eines Teiles 
des Versicherungswertes Ersatz für die zum 
Zeitpunkt der Schadenfeststellung 
notwendigen Kosten der Wiederherstellung 
oder Wiederbeschaffung der beschädigten 
oder verlorenen Teile verlangen, jedoch 
nicht über die Versicherungssumme hinaus 
und nur im Verhältnis der 
Versicherungssumme zum Gesundwert.  

7.5 Maschinen und Apperate 
 Sind Maschinen, Maschinenteile oder 

Apparate versichert, so gilt die DTV-
Maschinenklausel.  

7.6 Unterversicherung 
 Ist die Versicherungssumme niedriger als 

der Versicherungswert, so ersetzt der 
Versicherer den Schaden und die 
Aufwendungen nur nach dem Verhältnis der 
Versicherungssummezum 
Versicherungswert.  

7.7 Franchise 
 Ist eine Franchise vereinbart, ohne daß die 

Berechnungsweise bestimmt ist, wird sie 
nach Wahl des Versicherungsnehmers 
berechnet vom Wert jeden Kollos – bei 
unverpackten Gütern jeden Stückes – jeder 
Partie, jeder Serie oder jeden 
Konnossements oder vom Wert der ganzen 
Abladung oder des Inhalts jeden 
Schiffsraums oder Leichters.  

7.8 Verkauf der Güter vor Beendigung der 
versicherten Reise  

7.8.1 Wird nach dem Beginn der Versicherung die 
Reise des Schiffes aufgegeben oder aus 
einem anderen Grunde nicht vollendet, 
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ohne daß der Versicherer von der 
Verpflichtung zur Leistung frei wird, so kann 
der Versicherer verlangen, daß unter seiner 
Mitwirkung der Versicherungsnehmer die 
Güter aus freier Hand oder im Wege 
öffentlicher Versteigerung verkauft, wenn 
die Güter ohne unverhältnismäßige Kosten 
oder innerhalb angemessener Frist nicht 
weiterbefördert werden können. Verlangt 
der Versicherer den Verkauf, so muß dieser 
unverzüglich erfolgen. 

7.8.2 Der Versicherungsnehmer kann im Falle 
des Verkaufs den Unterschied zwischen der 
Versicherungssumme und dem Erlös 
verlangen. Das gleiche gilt, wenn die Güter 
unterwegs infolge eines dem Versicherer 
zur Last fallenden Unfalls verkauft werden 
müssen. 

7.8.3 Hat nach den Verkaufsbedingungen der 
Verkäufer vorzuleisten, so steht der 
Versicherer für die Zahlung des Kaufpreises 
ein, falls er den Verkaufsbedingungen 
zugestimmt hat.  

7.9 Nicht entstandenes Interesse; ersparte 
Kosten 

 Ist ein versichertes Interesse für Imaginären 
Gewinn, Mehrwert, Zoll, Fracht oder 
sonstige Kosten bei Eintritt des 
Versicherungsfalles noch nicht entstanden, 
wird der darauf entfallende Teil der 
Versicherungssumme bei der Ermittlung 
des Schadens nicht berücksichtigt. Das 
gleiche gilt für Kosten, die infolge eines 
Versicherungsfalles erspart werden.  

7.10 Anderweitiger Ersatz 
7.10.1 Der Versicherungsnehmer muss sich 

anrechnen lassen, was er anderweitig zum 
Ausgleich des Schadens erlangt hat. 

7.10.2 Kann von einem mit der Abwicklung des 
Transportes beauftragten Dritten Ersatz des 
Schadens nicht verlangt werden, weil 
dessen gesetzliche Haftung über das 
verkehrsübliche Maß hinaus beschränkt 
oder ausgeschlossen ist, ist der Versicherer 
insoweit von der Verpflichtung zur Leistung 
frei. Dies gilt nicht, wenn der 
Versicherungsnehmer auf die 
Beschränkung oder den Ausschluß der 
Haftung keinen Einfluß nehmen konnte.  

7.11 Rechtsübergang 
7.11.1 Verlangt der Versicherungsnehmer die 

Versicherungssumme, so kann der 
Versicherer wählen, ob mit Zahlung der 
Versicherungssumme die Rechte an den 
oder auf die versicherten Güter auf ihn 
übergehen sollen oder nicht. Der 
Rechtsübergang entfällt, wenn der 
Versicherer ihn nicht unverzüglich nach 
Kenntnis der Umstände des 
Versicherungsfalles wählt. 

7.11.2 Wählt der Versicherer den Rechtsübergang, 
bleibt der Versicherungsnehmer 
verpflichtet, für die Minderung des 
Schadens zu sorgen, soweit der Versicherer 
dazu nicht imstande ist. Er hat dem 
Versicherer die zur Geltendmachung der 
Rechte erforderlichen Auskünfte zu erteilen 
und die zum Beweise dienenden Urkunden 
auszuliefern oder auszustellen sowie ihm 

bei der Erlangung und der Verwertung der 
Güter behilflich zu sein. Die Kosten hat der 
Versicherer zu tragen und auf Verlangen 
vorzuschießen. Der über die 
Versicherungssumme hinausgehende Teil 
des Nettoverkaufserlöses ist dem 
Versicheungsnehmer zu erstatten. 

7.11.3 Gehen die Rechte nicht über, so erstattet 
der Versicherungsnehmer dem Versicherer 
den gemeinen Wert oder den Netto-
Verkaufserlös wiedererlangter Güter. 

7.11.4 Der Übergang von Ersatzansprüchen 
gegenüber Dritten und das Recht des 
Versicherers zum Abandon bleiben 
unberührt. 

7.12 Verzug 
Der Versicherer hat dem 
Versicherungsnehmer – abgesehen von 
den gesetzlichen Zinsen – einen Schaden 
wegen Verzuges nur zu ersetzen, wenn er 
die Zahlung grobfahrlässig oder vorsätzlich 
verzögert hat. 

8 Bestimmungen für den Schadenfall 

8.1. Verhalten im Schadenfall, Havarie-
Kommissar 

8.1.1 Der Versicherungsnehmer hat die 
Anweisungen des Versicherers für den 
Schadenfall zu befolgen, den in der Police 
oder im Versicherungszertifikat bestimmten 
Havarie-Kommissar unverzüglich zur 
Schadenfeststellung hinzuzuziehen und 
dessen Havarie-Zertifikat dem Versicherer 
einzureichen. 

8.1.2 Bei Nachweis wichtiger Gründe kann 
anstelle des vorgeschriebenen Havarie-
Kommissars der nächste Lloyd´s Agent zur 
Schadenfeststellung hinzugezogen werden. 

8.2 Sachverständigenverfahren  
 Bei Streit über Ursache oder Höhe des 

Schadens können beide Parteien die 
Feststellung durch Sachverständige 
verlangen. 

8.2.1 In diesem Fall benennen beide Parteien 
unverzüglich je einen Sachverständigen. 
Jede Partei kann die andere unter Angabe 
des von ihr benannten Sachverständigen 
zur Benennung des zweiten 
Sachverständigen schriftlich auffordern. 
Wird der zweite Sachverständige nicht 
binnen vier Wochen nach Empfang der 
Aufforderung bestimmt, so kann ihn die 
auffordernde Partei durch die 
Handelskammer – hilfsweise durch die 
konsularische Vertretung der 
Bundesrepublik Deutschland – benennen 
lassen, in deren Bezirk sich die Güter 
befinden. 

8.2.2 Beide Sachverständige wählen vor Beginn 
des Feststellungsverfahrens einen Dritten 
als Obmann. Einigen sie sich nicht, so wird 
der Obmann auf Antrag einer Partei oder 
beider Parteien durch die Handelskammer – 
hilfsweise durch die konsularische 
Vertretung der Bundesrepublik Deutschland 
-, in deren Bezirk sich die Güter befinden, 
ernannt.  

8.2.3 Die Feststellungen der Sachverständigen 
müssen alle Angaben enthalten, die je nach 



 

Versicherungsgrundlage – Klauseln für die laufende Versicherung Seite 26 von 35 

Aufgabenstellung für eine Beurteilung der 
Ursache des Schadens und der 
Ersatzleistung des Versicherers notwendig 
sind. 

8.2.4 Die Sachverständigen legen beiden 
Parteien gleichzeitig ihre Feststellungen 
vor. Weichen diese voneinander ab, so 
übergibt der Versicherer sie unverzüglich 
dem Obmann. Dieser entscheidet über die 
streitig gebliebenen Punkte innerhalb der 
durch die Feststellungen der 
Sachverständigen gezogenen Grenzen und 
legt seine Entscheidung beiden Parteien 
gleichzeitig vor. 

8.2.5 Jede Partei trägt die Kosten ihres 
Sachverständigen. Die Kosten des 
Obmanns tragen beide Parteien je zur 
Hälfte. Diese Regelung gilt auch, wenn sich 
die Parteien auf ein 
Sachverständigenverfahren einigen. Sofern 
der Versicherer das 
Sachverständigenverfahren verlangt, trägt 
er die Gesamtkosten des Verfahrens. 

8.2.6 Die Feststellungen der Sachverständigen 
oder des Obmanns sind verbindlich, wenn 
nicht nachgewiesen wird, daß sie offenbar 
von der wirklichen Sachlage erheblich 
abweichen.  

8.2.7 Wenn die Sachverständigen oder der 
Obmann die Feststellungen nicht treffen 
können oder wollen oder sie ungewöhnlich 
verzögern, so sind andere Sachverständige 
zu ernennen. 

8.3 Folgen nicht bedingungsgemäßer 
Schadenfeststellung  

 Der Versicherer kann die Zahlung 
verweigern, bis der Schaden gemäß den 
vorstehenden Bestimmungen festgestellt 
ist. Ist die gehörige Feststellung infolge 
eines Umstandes unterblieben, den der 
Versicherungsnehmer nicht zu vertreten 
hat, so kann der Versicherer die Zahlung 
verweigern, bis der Schaden in anderer 
geeigneterer Weise festgestellt ist. 

9 Schlussbestimmungen 

9.1 Währung 
9.1.1 Leistung und Gegenleistung sind in der 

Währung der Versicherungssumme zu 
bewirken. 

9.1.2 Ist im Falle der Havarie-grosse der 
Beitragswert in anderer Währung 
angegeben als die Versicherungssumme, 
so wird er zum Kurs des Tages in die 
Währung der Versicherungssumme 
umgerechnet, an dem Schiff und Ladung 
sich getrennt haben. 

9.2 Versicherung für fremde Rechnung 
 Gilt die Versicherung für fremde Rechnung 

oder Rechnung „wen es angeht“, so stehen 
Kenntnis, Kennen müssen und Verhalten 
des Versicherten und des 
Versicherungsnehmers einander gleich. 

9.3 Frachtführer 
 Die Versicherung gilt nicht zugunsten des 

Verfrachters, des Frachtführers, des 
Lagerhalters oder des Spediteurs. 

9.4 Mitversicherung 
9.4.1 Bei Versicherungen, die von mehreren 

Versicherern übernommen sind, haften 
diese stets nur für ihren Anteil und nicht als 
Gesamtschuldner, auch wenn die Police 
oder das Zertifikat von einem Versicherer 
für alle Versicherer gezeichnet ist. 

9.4.2 Die vom führenden Versicherer mit dem 
Versicherungsnehmer getroffenen 
Vereinbarungen sind für die Mitversicherer 
verbindlich. Dies gilt insbesondere 
zugunsten des Versicherungsnehmers für 
die Schadenregulierung. Der führende 
Versicherer ist jedoch ohne Zustimmung der 
Mitversicherer, von denen jeder einzeln zu 
entscheiden hat, nicht berechtigt  

 - zur Erhöhung des Policenmaximums - zum 
Einschluss der gemäß 1.2 
ausgeschlossenen Gefahren  

 - zur Änderung der Policenwährung 
  -zur Änderung der 

Kündigungsbestimmungen. Fehlt die 
Zustimmung der beteiligten Versicherer, 
haftet der Führende aus einer ohne 
Einschränkungen abgegebenen Erklärung 
auch für die Anteile der Mitversicherer 

9.4.3 Ein Führungswechsel ist von dem bisher 
führenden Versicherer den mitbeteiligten 
Versicherern unverzüglich schriftlich 
anzuzeigen. Die Mitteilung kann auch durch 
den Versicherungsnehmer erfolgen. Jeder 
mitbeteiligte Versicherer hat in diesem Fall 
das Recht, unter Einhaltung einer 
vierwöchigen Frist den 
Versicherungsvertrag zu kündigen. 

 Das Kündigungsrecht erlischt, wenn es 
nicht innerhalb eines Monats nach Erhalt 
der schriftlichen Mitteilung über den 
Führungswechsel ausgeübt wird.  

9.4.4 Erklärungen, die der Führende erhalten hat, 
gelten auch als den Mitbeteiligten 
zugegangen. 

9.5 Kündigungserklärung 
 Eine vom Versicherer dem Makler 

gegenüber ausgesprochene Kündigung gilt 
als dem Versicherungsnehmer gegenüber 
erklärt. 

9.6 Verhältnis zu den ADS 
9.6.1 Diese Bestimmungen treten an die Stelle 

der Besonderen Bestimmungen über die 
Güterversicherung der ADS (§§ 80 bis 99) 
Sie finden, soweit nicht anderes bestimmt 
ist, im Falle einer anderen auf die Güter sich 
beziehenden Versicherung entsprechende 
Anwendung. Dies gilt insbesondere im Falle 
einer Versicherung von imaginärem Gewinn 
oder Provision sowie im Falle einer 
besonderen Versicherung endgültig 
bezahlter Fracht. 

9.6.2 Ergänzend gelten die übrigen 
Bestimmungen der ADS, soweit sie nicht 
durch diese Besonderen Bestimmungen für 
die Güterversicherung abgeändert sind. 
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Bestimmungen für die laufende Versicherung 
 

1 Grundlage der Versicherung 
Allgemeine Deutsche 
Seeversicherungsbedingungen, Besondere 
Bestimmungen für die Güterversicherung 
(ADS Güterversicherung 1973 in der 
Fassung 1984). 

2 Gegenstand der Versicherung 

2.1 Die Versicherung bezieht sich auf Güter 
aller Art oder alle Güter der im Vertrag 
bestimmten Art, die vom 
Versicherungsnehmer nach 
kaufmännischen Grundsätzen für eigene 
oder fremde Rechnung zu versichern sind. 
Nicht versichert sind daher solche Güter, die 
der Versicherungsnehmer ohne eigenes 
rechtliches oder wirtschaftliches Interesse 
nur deshalb zu versichern hat, weil er sich 
hierzu einem Dritten gegenüber, sei es auch 
gegen Entgelt, verpflichtet hat. 

2.2 Ist die Versicherung auf Güter aller Art 
genommen, so bezieht sie sich ohne 
besondere Vereinbarung nicht auf: 

2.2.1 Edelmetalle, Edelsteine, Gegenstände aus 
Edelmetallen oder Edelsteinen (mit 
Ausnahme von industriegenutzten 
Produkten), Juwelen, Perlen, Bijouterien, 
Geld, Münzen, Wertpapieren, 
Kunstgegenständen; 

2.2.2 Radioaktive Stoffe und Kernbrennstoffe, 
soweit sie die gesetzlich zulässigen 
Freigrenzen übersteigen;  

2.2.3 Explosive Güter gemäß Ziffer 1.1 der 
Verordnung über die Beförderung 
gefährlicher Güter mit Seeschiffen; 

2.2.4 Waffen und Munition (ausgenommen Jagd- 
und Sportwaffen und -munition);  

2.2.5 Lebende Tiere und lebende Pflanzen; 
2.2.6 Drogen, auf welche das Gesetz über den 

Verkehr mit Betäubungsmitteln 
(Opiumgesetz) vom 10.12.1969 in der 
jeweils gültigen Fassung Anwendung findet. 

3 Deklarationspflicht 

3.1 Der Versicherungsnehmer ist verpflichtet, 
dem Versicherer sämtliche unter die 
laufende Versicherung fallende Transporte 
und Lagerungen einzeln mit Angabe des 
Versicherungswertes unverzüglich 
anzumelden. Dabei hat er das Gut, die 
Verpackungsart, das Transportmittel und 
den Transportweg zu bezeichnen, eine 
Verladung in Containern oder 
Seeschiffsleichtern anzuzeigen sowie alle 
Umstände anzugeben, nach denen der 
Versicherer ausdrücklich gefragt hat. 

3.2 Hat der Versicherungsnehmer die 
Anmeldung unterlassen oder fehlerhaft 
vorgenommen, so ist der Versicherer von 
der Verpflichtung zur Leistung frei, es sei 
denn, dass der Versicherungsnehmer die 
Sorgfaltspflicht eines ordentlichen 
Kaufmannes nicht verletzt hat und dass er 

die Anmeldung unverzüglich nach 
Entdeckung des Fehlers nachgeholt oder 
berichtigt hat.  

3.3 Verletzt der Versicherungsnehmer die 
Deklarationspflicht vorsätzlich, so kann der 
Versicherer den Vertrag fristlos kündigen; 
dem Versicherer gebühren die Prämien, die 
ihm im Falle gehöriger Erfüllung des 
Vertrages bis zum Wirksamwerden der 
Kündigung zu zahlen gewesen wären. 

4 Vorreise- und Retourgüter 

 Vorreise und Retourgüter sind zu gleichen 
Bedingungen versichert wie andere Güter. 
Sie sind bei der Deklaration besonders zu 
kennzeichnen. Die Verpflichtung des 
Versicherungsnehmers nachzuweisen, 
dass der Schaden während der versicherten 
Reise entstanden ist, bleibt unberührt.  

5 Auswahl des Reeders 

 Der Ausschluss der Gefahren der 
Zahlungsunfähigkeit und des 
Zahlungsverzuges des Reeders, Charterers 
oder Betreibers des Schiffes oder sonstiger 
finanzieller Auseinandersetzung mit den 
genannten Parteien gemäß Ziffer 1.1.2.5 
der ADS Güterversicherung 1973 in der 
Fassung 1984 findet keine Anwendung, 
wenn 

- der Versicherungsnehmer nachweist, 
dass er bzw. seine bevollmächtigten 
Mitarbeiter die genannten Parteien mit der 
Sorgfalt eines ordentlichen Kaufmannes 
ausgewählt bzw. dem Spediteur 
entsprechende Anweisungen erteilt 
haben;  

- der Versicherungsnehmer bzw. 
Versicherte Käufer ist nach den 
Bedingungen des Kaufvertrages keinen 
Einfluss auf die Auswahl der am Transport 
beteiligten Personen nehmen konnte. 

6 Versicherungsdauer 

Soweit das eigene versicherte Interesse des 
Versicherungsnehmers betroffen ist, endet 
die Versicherung nicht durch Ablauf der 60-
TageFrist gemäß Ziffer 5.2.4 der ADS 
Güterversicherung 1973 in der Fassung 
1984, wenn die versicherte Reise nach dem 
Ausladen aus dem Seeschiff im 
Bestimmungshafen durch ein versichertes 
Ereignis verzögert wurde und der 
Versicherungsnehmer die Verzögerung 
unverzüglich angezeigt. Dem Versicherer 
gebührt eine Prämienzulage. 

 

7 Police 

7.1 Der Inhalt der laufenden Police gilt als von 
dem Versicherungsnehmer genehmigt, 
wenn dieser nicht unverzüglich nach 
Aushändigung widerspricht. Die laufende 
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Police gilt nicht als Police im Sinne des 
Gesetzes und der ADS.  

7.2 Der Versicherer hat dem 
Versicherungsnehmer auf Verlangen eine 
von ihm unterzeichnete Urkunde für den 
einzelnen Transport (Einzelpolice, 
Zertifikat) auszuhändigen. Die Einzelpolice 
gilt als Police im Sinne des Gesetzes und 
der ADS; jedoch finden die Bestimmungen 
über die Genehmigung des Inhalts der 
Police auf sie keine Anwendung.  

8 Maximum 

8.1 Die vereinbarten Maxima sind 
Höchstversicherungssummen. Sie gelten 
pro Transportmittel bzw. pro feuertechnisch 
getrenntes Lager. Überschreitet die 
Gesamtversicherungssumme aller unter 
diesem Vertrag versicherten Güter auf 
einem Transportmittel oder feuertechnisch 
getrenntem Lager das Maximum, so 
vermindern sich die einzelnen 
Versicherungssummen im Verhältnis des 
Maximums zur 
Gesamtversicherungssumme.  

8.2 Diese Bestimmung findet keine 
Anwendung, wenn sich durch Zuladung an 
einem Umschlagplatz eine Überschreitung 
des Maximums ergibt, die der 
Versicherungsnehmer nicht zu vertreten 
hat. Die Überschreitung ist unverzüglich 
anzuzeigen. 

9 Prämienfälligkeit 

 Der Anspruch auf die Prämie entsteht mit 
dem Beginn der Versicherung und wird mit 
der Erteilung der Rechnung fällig. 

10 Kündigung 

10.1 Zum Ablauf der Versicherungsperiode  
10.1.1 Der Vertrag verlängert sich stillschweigend 

jeweils um ein Jahr, sofern er nicht mit einer 
Frist von drei Monaten zum Ablauf der 
Versicherungsperiode von einer der 
Vertragsparteien gekündigt worden ist.  

10.1.2 Wird der Vertrag nicht gekündigt, so gilt 
gleichwohl für die nächste 
Versicherungsperiode die jeweils neueste 
Fassung der unter diesen Vertrag 
zugrundeliegenden DTV-Klauseln. Dem 
Versicherungsnehmer ist der Text der 
neuen Klauseln bis spätestens einen Monat 
vor Ablauf der Versicherungsperiode 
bekanntzugeben. Innerhalb von vierzehn 
Tagen nach der Bekanntgabe kann der 
Versicherungsnehmer den Vertrag zum 
Ablauf der Versicherungsperiode kündigen.  

10.2 Im Schadenfall 
 Nach Eintritt eines Versicherungsfalles 

können beide Parteien den 
Versicherungsvertrag kündigen. Die 
Kündigung ist schriftlich zu erklären. Sie 
muss spätestens einen Monat nach dem 
Abschluss der Verhandlungen über die 
Entschädigung zugehen. Der Versicherer 
hat eine Kündigungsfrist von einem Monat 
einzuhalten. Kündigt der 
Versicherungsnehmer, so kann er 
bestimmen, dass seine Kündigung sofort 
oder zu einem späteren Zeitpunkt wirksam 
wird, jedoch spätestens zum Schluss der 
laufenden Versicherungsperiode.  

10.3 Bei Kriegszustand 
10.3.1 Bezieht sich die laufende Versicherung 

auch auf Transporte oder Lagerungen von, 
nach oder in einem Land, das sich im 
Kriegszustand oder in kriegsähnlichem 
Zustand befindet, so kann der Versicherer 
diesen Teil des Vertrages jederzeit mit einer 
Frist von einer Woche kündigen.  

10.3.2 Der Versicherungsnehmer kann innerhalb 
von vier Wochen nach der Kündigung des 
Versicherers seinerseits den ganzen 
Vertrag mit einer Frist von einer Woche 
kündigen.  

10.4 Wirksamwerden der Kündigung 
10.4.1 Die Versicherung von Gütern, die vor 

Wirksamwerden der Kündigung begonnen 
hat, bleibt bis zu dem Zeitpunkt in Kraft, der 
für das Ende des Versicherungsschutzes 
maßgeblich ist. 

10.4.2 Für lagernde Güter, ausgenommen 
transportbedingte Zwischenlagerungen, 
endet die Versicherung aufgrund der 
Kündigung am nächsten deklarierten 
Ablauftermin, spätestens einen Monat nach 
Kündigung.  

11 Rücktritt bei Zahlungsfähigkeit des 
Versicherers 

 Im Falle der Zahlungsunfähigkeit oder 
drohender Zahlungsunfähigkeit des 
Versicherers kann der 
Versicherungsnehmer von dem Vertrag 
zurücktreten oder auf Kosten des 
Versicherers anderweitig Versicherung 
nehmen. Der Versicherer kann die 
Ausübung dieses Rechts durch 
Sicherheitsleistung abwenden. 
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DTV-Streik- und Aufruhrklauseln 1984 
Für Versicherungen nach den ADS Güterversicherung 1973 in der Fassung 1984 

1 Umfang der Versicherung 

1.1 Die in Ziffer 1.1.2.2 der ADS Güterversicherung 1973 in der Fassung 1984 ausgeschlossenen Gefahren von 
Streik, Aussperrung, Arbeitsunruhen, terroristischen und politischen Gewalthandlungen, unabhängig von der 
Anzahl der daran beteiligten Personen, Aufruhr und sonstigen bürgerlichen Unruhen sind im Umfang der 
vollen Deckung mitversichert.  

1.2 Kosten, die dadurch entstehen, daß infolge einer versicherten Gefahr die Reise nicht angetreten, 
unterbrochen oder nicht fortgesetzt wird, ein Hafen angelaufen wird oder die Güter ausgeladen, gelagert oder 
mit einem anderen Transportmittel weiterbefördert werden, ersetzt der Versicherer nur, soweit sie nach den 
York Antwerpener Regeln zur großen Havarei gehören. 

2 Kündigung 

2.1 Die Versicherung der in Ziffer 1 bezeichneten Gefahren kann jederzeit mit zweitägiger Frist vor Beginn der 
Versicherung vom Versicherer gekündigt werden. Die Versicherung von lagernden Gütern - transportbedingte 
Zwischenlagerungen ausgenommen - kann auch nach Risikobeginn gekündigt werden; die Kündigung wird 
nach Ablauf der Kündigungsfrist zum deklarierten nächsten Ablauftermin, spätestens in einem Monat, 
wirksam. 

2.2 Die Kündigung des führenden Versicherers gilt gleichzeitig für alle Mitbeteiligten. 
 
 
 
DTV-Streik- und Aufruhrklauseln 1984  
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Ausschlussklausel für Chemische, Biologische, 
Biochemische und Elektromagnetische Waffen  
sowie Radioaktive Kontamination 

 
Vom Versicherungsschutz ausgeschlossen sind die Gefahren aus der Verwendung von chemischen, biologischen, 
biochemischen Substanzen oder elektromagnetischen Wellen als Waffen mit gemeingefährlicher Wirkung, und 
zwar ohne Rücksicht auf sonstige mitwirkende Ursachen. 
 
Ebenfalls ausgeschlossen sind zusätzlich zu den Gefahren der Kernenergie die Gefahren sonstiger ionisierender 
Strahlungen. Schäden an den versicherten Gegenständen sind jedoch dann versichert, wenn sie durch radioaktive 
Isotope (außer Kernbrennstoff) entstanden sind, soweit solche Isotope für kommerzielle, landwirtschaftliche, 
medizinische, wissenschaftliche oder andere ähnliche friedliche Zwecke bereitgestellt, transportiert, gelagert oder 
genutzt werden. 
 
Die Bestimmungen der beiden vorstehenden Absätze gelten unter Aufhebung aller anderslautenden 
Vereinbarungen dieses Vertrages und gehen diesen insoweit vor. 
 
Bei Vereinbarung der Institute Cargo Clauses gilt die "INSTITUTE RADIOACTIVE CONTAMINATION, CHEMICAL, 
BIOLOGICAL, BIO-CHEMICAL AND ELECTROMAGNETIC WEAPONS EXCLUSION CLAUSE (CL. 370, 10. 
November 2003) als Bestandteil der Deckung 
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Klausel für den Ausschluss von Cyber- und 
Blackoutschäden sowie den Wiedereinschluss von 

Cyberschäden in der Transportversicherung 
(Cyber-Klausel) 

1  Ausschluss Cyberschäden 
 
1.1 Soweit nicht im Wege der Individualvereinbarung anders vereinbart, gelten die nachfolgenden Ziffern 1.2 bis 

1.4 für den gesamten Versicherungsvertrag einschließlich aller Deckungserweiterungen. 
 

1.2 Vom Versicherungsschutz ausgeschlossen sind ohne Rücksicht auf mitwirkende Ursachen Sachschäden, 
Vermögensschäden, Haftung, Kosten, Aufwendungen oder mittelbare Schäden soweit sie direkt oder indirekt 
durch eine Informationssicherheitsverletzung verursacht wurden, aus dieser entstanden sind oder diese 
beigetragen hat. 

 
1.3 Informationssicherheitsverletzung ist eine Beeinträchtigung der 

- Verfügbarkeit 
- Integrität 
- Vertraulichkeit 
von elektronischen Daten oder von informationsverarbeitenden Systemen, die der Versicherungsnehmer bzw. 
der Versicherte zur Ausübung seiner betrieblichen oder beruflichen Tätigkeit nutzt, oder die von in seinem 
rechtlichen oder wirtschaftlichen Interesse eingeschalteten Dritten, insbesondere Verkehrsträger, 
Subunternehmer oder sonstige Erfüllungsgehilfen, genutzt werden. Dabei ist es unerheblich, ob sich die 
elektronischen Daten oder die informationsverarbeitenden Systeme im unmittelbaren Verfügungsbereich des 
Versicherungsnehmers bzw. des Versicherten oder des eingeschalteten Dritten befinden oder sie sich eines 
externen Dienstleisters bedienen. 

 
1.4 Der Begriff „elektronische Daten“ umfasst auch Software und Programme. 
 
2 Ausschluss Blackoutschäden 
 
2.1 Soweit nicht im Wege der Individualvereinbarung anders vereinbart, gilt die nachfolgende Ziffer 2.2 für den 

gesamten Versicherungsvertrag einschließlich aller Deckungserweiterungen. 
 
2.2.  Vom Versicherungsschutz stets ausgeschlossen sind ohne Rücksicht auf mitwirkende Ursachen 

Sachschäden, Vermögensschäden, Haftung, Kosten, Aufwendungen oder mittelbare Schäden eingetreten 
aufgrund eines zumindest 48 Stunden andauernden überregionalen Ausfalls von Netzstrukturen, die der 
Stromversorgung oder Informationsvermittlung, insbesondere Telefon, Internet oder Funk, dienen. 

 
3 Wiedereinschluss Cyberschäden 

 
3.1 In Abweichung von Ziffer 1 und nur im Rahmen der Bestimmungen des Versicherungsvertrages gelten, soweit 

dort versichert, Sachschäden, Vermögensschäden, Haftung, Kosten, Aufwendungen oder mittelbare Schäden 
verursacht durch eine Informationssicherheitsverletzung als versichert. 
 
Wird die Informationssicherheitsverletzung ausgelöst durch 

 
- einen Angriff auf elektronische Daten oder informationsverarbeitende Systeme nicht ausschließlich des 

Versicherungsnehmers bzw. des Versicherten oder des eingeschalteten Dritten i.S.v. Ziffer 1, oder 
 
- ein Schadprogramm, das auf elektronische Daten oder informationsverarbeitende Systeme des 

Versicherungsnehmers bzw. des Versicherten oder des eingeschalteten Dritten i.S.v. Ziffer 1 wirkt,  
 
ist die Ersatzleistung begrenzt auf das Policenmaximum, höchstens EUR 1.000.000 für jedes 
Schadenereignis, sowie für alle Schadenereinisse eines Versicherungsjahres auf  EUR 1.000.000,00 
begrenzt. 

 
3.2 Der Wiedereinschluss in Ziffer 3 kann jederzeit in Textform gekündigt werden. Die Kündigung wird 7 Tage 

nach Zugang wirksam. 
 

3.3 Der Wiedereinschluss in Ziffer 3 gewährt keinen zusätzlichen Versicherungsschutz über die sonstigen 
Bestimmungen des Versicherungsvertrages hinaus. 
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Klausel für den Ausschluss von Schäden durch eine 
bedrohliche übertragbare Krankheit in der 

Transportversicherung („Pandemie-Ausschluss-Klausel“) 
1 Vom Versicherungsschutz ausgeschlossen sind, ungeachtet anderweitiger Bestimmungen im 

Versicherungsvertrag und ohne Rücksicht auf mitwirkende Ursachen Schäden, Haftung, Kosten, 
Aufwendungen  

 
1.1 verursacht durch eine bedrohliche übertragbare Krankheit (oder durch deren Erreger oder toxischen Produkte) 

im Sinne der Ziffer 2, die als Pandemie oder Epidemie nach Maßgabe der Ziffern 3 oder 4 eingestuft ist, 
 
oder  
 
1.2 verursacht durch, entstanden aus oder im Zusammenhang mit eine(r) Schutzmaßnahme zur Verhinderung 

der (weiteren) Ausbreitung der bedrohlichen übertragbaren Krankheit im Sinne von Ziffer 2,  
 
1.2.1 einer staatlichen Behörde, insbesondere Grenzschließungen, Quarantänemaßnahmen, Ein- oder 

Ausreisebeschränkungen, Betriebsschließungen, Exportverbote, Tätigkeitsverbote, Desinfektion von 
Betriebsräumen/ -einrichtung, Brauchbarmachung zur anderweitigen Verwertung oder Vernichtung von 
Vorräten und Waren, 

 
oder 
 
1.2.2 eines im rechtlichen oder im wirtschaftlichen Interesse des Versicherungsnehmers eingeschalteten Dritten, 

insbesondere Schließungen von Hafen-, Umschlag- oder Lagerbetrieben. 
 
 
2 Eine bedrohliche übertragbare Krankheit ist eine durch Krankheitserreger oder deren toxische Produkte, die 

unmittelbar oder mittelbar auf den Menschen übertragen werden, verursachte Krankheit, die auf Grund 
klinisch schwerer Verlaufsformen oder ihrer Ausbreitungsweise eine schwerwiegende Gefahr für die 
Allgemeinheit verursachen kann. 

 
3 Eine bedrohliche übertragbare Krankheit ist als Pandemie eingestuft, wenn die Weltgesundheitsorganisation 

feststellt, dass die Voraussetzungen einer gesundheitlichen Notlage internationaler Tragweite (Public Health 
Emergency of International Concern) gemäß Artikel 1 in Verbindung mit Annex 2 der Internationalen 
Gesundheitsvorschriften 2005 der Weltgesundheitsorganisation, 3. Auflage (International Health Regulations 
2005 of World Health Organization, third edition) bzw. gemäß vergleichbarer Folgeregelungen gegeben sind. 

 
4 Eine bedrohliche übertragbare Krankheit ist als Epidemie eingestuft, wenn  
 
4.1 der Deutsche Bundestag gemäß Paragraf 5 des Gesetzes zur Verhütung und Bekämpfung von 

Infektionskrankheiten beim Menschen (Infektionsschutzgesetz - IfSG) bzw. gemäß vergleichbarer 
Folgeregelungen  

 
und/oder 

 
4.2 ein anderer Staat nach den dort geltenden Bestimmungen für sein Staatsgebiet feststellt, dass die 

Voraussetzungen einer epidemischen Lage von nationaler Tragweite gegeben sind. 
 
5 Schlussbestimmungen 
 
5.1 Diese Klausel gilt für den gesamten Versicherungsvertrag einschließlich aller Deckungserweiterungen.  
 
5.2 Durch die Bestimmungen in dieser Klausel wird der bestehende Versicherungsschutz nicht erweitert. 
 
5.3 Diese Klausel gilt nur, soweit nicht zwingende gesetzliche Pflichtversicherungsvorschriften entgegenstehen. 
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Wiedereinschlussklausel - „Bedrohliche 
übertragbare Krankheit in der Güterversicherung“ 

1 In Abweichung von Ziffer 1 der „Klausel für den Ausschluss von Schäden durch eine bedrohliche übertragbare 
Krankheit in der Transportversicherung“ und nur im Rahmen der Bestimmungen des Versicherungsvertrages 
gelten, soweit dort versichert, Schäden, Kosten oder Aufwendungen verursacht durch 
 

- Diebstahl, Raub, Unterschlagung oder sonstiges Abhandenkommen 
 
- Unfall des die Güter befördernden Transportmittels 
 
- Einsturz von Lagergebäuden 
 
- Brand, Blitzschlag, Explosion, Erdbeben, Seebeben, vulkanische Ausbrüche und sonstige Naturkatastrophen, 

Anprall oder Absturz eines Flugkörpers, seiner Teile oder seiner Ladung 
 
- Aufopferung der Güter 
 
- Überbordwerfen, Überbordspülen oder Überbordgehen durch schweres Wetter 
 
- Entladen, Zwischenlagern, Verladen von Gütern in einem Nothafen / Flughafen, der infolge des Eintritts einer 

versicherten Gefahr angelaufen, oder infolge einer Notlandung eines Luftfahrzeugs angeflogen wurde 
 
- Totalverlust ganzer Kolli beim Be-, Um-, oder Entladen eines Transportmittels 
 

als versichert.  
 
2 Begrenzung der Versicherungsleistung je Schadenereignis / je Versicherungsjahr 
 
2.1 Der Versicherer leistet begrenzt auf das Policenmaximum, höchstens 1.000.000 EUR je Schadenereignis.  
 
2.2 Die Höchstersatzleistung des Versicherers beträgt für alle Schadenereignisse eines Versicher-ungsjahres 

1.000.000 EUR. 
 
3 Der Wiedereinschluss in Ziffer 1 kann jederzeit in Textform gekündigt werden. Die Kündigung wird 7 Tage 

nach Zugang wirksam. 
 
4. Der Wiedereinschluss in Ziffer 1 gewährt keinen zusätzlichen Versicherungsschutz über die sonstigen 

Bestimmungen des Versicherungsvertrages hinaus. 
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ANWEISUNGEN FÜR DEN SCHADENFALL 
(Bei Nichtbeachtung kann die Leistungspflicht des Versicherers entfallen) 

1. Güter sofort auf Schäden untersuchen. 
Schon bei Verdacht eines Schadens, den Empfang nur unter Vorbehalt (z. B. auf 
Frachtdokument) mit Angabe des vermuteten Schadens quittieren. Bei Gütern in Containern 
sicherstellen, dass Container und Schlösser oder Siegel durch Verantwortliche der Reederei 
oder den Frachtführer geprüft werden. 
 

Falls Container beschädigt oder Schlösser oder Siegel aufgebrochen sind oder fehlen oder 
von Frachtdokumenten abweichen, Empfang nur unter Vorbehalt mit Angabe des vermuteten 
Schadens bescheinigen und beschädigte oder falsche Schlösser und Siegel aufbewahren. 
 

2. Ersatzansprüche gegen Dritte sicherstellen. 
Reederei, Bahn, Post, Lkw-Unternehmer, sonstige Beförderer, Spediteure, Lagerhalter, 

 Zoll- und Hafenbehörden 
➢  zu gemeinsamer Schadenbesichtigung auffordern, 
➢  Bescheinigung des Schadens verlangen, 
➢  schriftlich haftbar machen und zwar 

 
bei äußerlich erkennbaren Schäden vor Annahme des Gutes, 
bei äußerlich nicht erkennbaren Schäden unverzüglich nach Entdeckung, 
spätestens jedoch vor Ablauf der Reklamationsfrist. 
 

3. Für Minderung entstandenen und Abwendung weiteren Schadens sorgen. 
 
4. Unverzüglich den in der Police oder im Zertifikat genannten Havariekommissar 
hinzuziehen. Bei Nachweis wichtiger Gründe kann anstelle des genannten 
Havariekommissars der nächste Lloyd's Agent hinzugezogen werden. 
 
5. Zustand der Sendung und ihrer Verpackung bis zum Eintreffen des Havariekommissars 
nicht verändern, soweit nicht durch Maßnahmen gemäß Ziffer 3 erforderlich. 
 
6. Unverzüglich den Schaden melden bei: 
OSKAR SCHUNCK GmbH 
Heidenkampsweg 45, 20097 Hamburg, Germany 
Tel.: +49(0)40 23777-0 
E-Mail: info.marine.specialties@schunck.de 

7. Vollständige Schadenunterlagen einreichen, insbesondere: 
 
➢ Schadenrechnung 
➢ Einzelpolice / Versicherungszertifikat 
➢ Havariezertifikat / Sachverständigenbericht 
➢ Konnossement, Frachtbrief, sonstige Transport- oder Lagerdokumente 
➢ Handelsfaktura 
➢ Unterlagen über Feststellung von Zahl, Maß oder Gewicht am Abgangs- und am Bestimmungsort 
➢ Bescheinigung des Schadens / Schriftwechsel über Ersatzansprüche gegen Dritte gemäß Ziffer 2 
➢ Schriftliche Abtretungserklärung des aus dem Beförderungsvertrag Berechtigten an den 
 Versicherer. 
 

 Zur schnellen und reibungslosen Schadenabwicklung sind diese Schadenunterlagen 
 unverzüglich OSKAR SCHUNCK GmbH einzureichen, spätestens 
 jedoch rechtzeitig vor Ablauf eventueller Ausschluss- und/oder Verjährungsfristen für 
 Ersatzansprüche gegen Dritte gemäß Ziffer 2. 
 
8. Nach Ablauf von 15 Monaten seit Beendigung der Versicherung erlischt der Entschädigungsanspruch. 
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